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Sommerferien – brüllende Hitze – küh-
les Meer. Jedes Jahr freuen sich Millio-
nen Urlauber auf eine kleine Auszeit am 
Strand. Die Sorgen in der Heimat können 
für ein paar Tage warten und es lebt sich 
im Urlaub viel entspannter. Es kommt 
ein Gefühl von Dolce Vita, Savoir-vivre, 
Jetset auf. Aber Vorsicht: Das schöne ent-
spannte Lebensgefühl im Urlaubsland 
unterliegt Regeln, auch wenn diese nicht 
offensichtlich sind, da es keine Grenz-
kontrollen innerhalb der EU gibt, oder 
manchmal den Anschein erwecken, le-
diglich Verhaltensempfehlungen zu sein.

In vielen Bundesländern ist der Urlaub 
bereits vorbei, der Alltagsstress ist wieder 
da, während andere noch die Auszeit ge-
nießen. Dies ist die Zeit, in der besonders 
oft Rechtsanwälte mit dem Schwerpunkt 
Verkehrsrecht an die Grenzen ihres eige-
nen Wissensstandes gebracht werden. 
Nämlich dann, wenn die Mandanten 
mit mehr oder weniger freundlichen 
„Urlaubsgrüßen“ aus dem europäischen 
Ausland in der Kanzlei auftauchen. 

Die offenen Grenzen erleichtern das 
Reisen enorm. Grenzüberschreitendes 
Reisen fühlt sich oft nicht so an, als 
würde man den gewohnten Hoheits-
bereich verlassen und einen oder viel-
leicht sogar mehrere fremde Rechts-
kreise betreten. Dass es in anderen Län-
dern andere Verkehrsregeln gibt, wird 
so manches Mal vergessen, so dass oft 
nach einer kurzen Prüfung, ob der Vor-
wurf berechtigt sein kann, nur noch der 
Rat zur Zahlung bleibt.

1.  Häufige Missverständnisse:  
 digitale Streckenmaut, 
Umweltzonen, Halterhaftung
Aus unserer Praxis haben sich in letzter 
Zeit immer wieder Anfragen von Ur-

laubern gehäuft, die sich von auslän-
dischen Behörden „abgezockt“ fühlten. 
Dies waren vor allem Mautforderungen, 
Vertragsstrafen wegen der Nutzung ei-
ner Umweltzone, aber auch Bußgelder 
wegen Verstößen im Ausland, die der 
Halter nicht begangen hat.

a. Digitale Streckenmaut
In der jüngsten Vergangenheit führen 
Anfragen von Mitgliedern wegen Maut-
verstößen die Liste an, da die betroffe-
nen Mitglieder nicht bemerkt haben, 
dass sie eine mautpflichtige Straße be-
fahren. 

Ein Mautsystem ohne die klassischen 
Mauthäuschen sollte nicht unbekannt 
sein, schließlich ist das System z.B. aus 
der Schweiz und Österreich bereits seit 
Jahren bekannt. Die Maut wird pau-
schal pro Fahrzeug abgerechnet und 
z.T. durch Aufkleben einer Vignette be-
stätigt. Trotzdem sind viele Urlauber 
überrascht, die bei kostenpflichtigen 
Straßenabschnitten keine Mautstatio-
nen mehr vorfinden, aber dennoch im 
Nachhinein zur Entrichtung der Maut 
aufgefordert werden.

Die Digitalisierung greift um sich, viel-
leicht liegt es auch am Arbeitskräfte-
mangel, aber immer mehr Länder gehen 
dazu über, ein digitales Mautsystem 
ohne die klassischen Mauthäuschen zu 
etablieren. In Italien gibt es seit einiger 
Zeit ein Free-Flow-Mautsystem am Gar-
dasee, in das die A36 bei Mailand (Pede-
montana), die A59 (Como) und die A60 
(Verse) eingebunden sind. 

Auch in Spanien und Portugal gibt es je 
nach Betreiber digitale Mautsysteme, 
die nicht mehr mit den klassischen Sta-
tionen funktionieren.
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Relativ neu hat nun in Frankreich das digitale Mautsystem 
Einzug gehalten. Das erste digitale Mautsystem „flux libre“ 
wurde auf der A79 installiert. Eine entsprechende Beschilde-
rung weist auf die digitale Maut und die Zahlungsmöglichkei-
ten hin. Ähnlich wie in Italien ist eine Bezahlung an Service-
punkten auf Rastplätzen oder aber online möglich.

Eigentlich sollte eine digitale Maut vor allem für Deut-
sche nicht neu sein. Mit dem Toll-Collect-System wurde in 
Deutschland bereits 2005 ein digitales Mautsystem für Lkws 
eingeführt. Dass andere Länder vergleichbare Systeme für die 
dortige Streckenmaut einsetzen, sollte uns daher nicht über-
raschen, auch wenn die Bundesregierung nicht in der Lage 
war, ein rechtlich zulässiges Pkw-Maut-Modell in Deutsch-
land einzuführen. Dennoch werden die daraus resultieren-
den Bußgeldbescheide als Ungerechtigkeit empfunden.

Insbesondere Urlauber, die die betreffenden Strecken vor der 
Umwandlung häufiger befahren haben, vergessen, sich vor 
Fahrtantritt ins Ausland über abweichende oder sogar neue Ver-
kehrsregeln zu informieren und „tappen“ so in die „Falle“. Oft 
wird von den zuständigen Betreibern zunächst eine freundliche 
Erinnerung mit relativ moderaten Gebühren versandt. Sollte 
man hierauf nicht reagieren, kann es teuer werden. Die Mautfor-
derungen werden in der Regel unter Zuhilfenahme international 
agierender Inkassobüros beigetrieben und es werden teilweise 
hohe Vertragsstrafen verlangt. Zum Teil sollen aber neben den 
Mautgebühren noch Bußgelder beigetrieben werden, die sich aus 
der Nichtentrichtung der Maut ergeben. Für die Beitreibung die-
ser Forderungen wäre jedoch das Bundesamt für Justiz zuständig.

Die Forderung bleibt allerdings im Ursprungsland bestehen, 
auch wenn sie in Deutschland nicht beigetrieben werden 
kann. Dies kann zu bösen Überraschungen bei der Wiederein-
reise führen. Auch die Klärung vor Ort in einer Sprache, die in 
der Regel nicht die Muttersprache ist, ob die Forderung ver-
jährt ist, kann den Urlaubsgenuss trüben. 

Daher sollte man sich überlegen, ob es wirklich Sinn macht, 
eine Bußgeldforderung „auszusitzen“.

b. Umweltzonen
Auch im europäischen Ausland und in Großbritannien gibt 
es Umweltzonen. Die Zufahrtsberechtigung ist dort anders 
geregelt als bei uns. Oft dürfen alle Fahrzeuge die Umwelt-
zonen befahren, jedoch wird für die Fahrzeuge, die nicht die 
gewünschten Abgasnormen erfüllen, eine Gebühr fällig, die 
nach dem möglichen Ausstoß von Schadstoffen gestaffelt ist. 

Im Unterschied zu den deutschen Umweltzonen, in denen 
es klar geregelt ist, welche Fahrzeuge willkommen sind und 
welche sich nur außerhalb der Umweltzone bewegen dürfen, 
wird der Zugang zu den Zonen im europäischen Ausland oft 
nicht verboten. Stattdessen werden die Besitzer von „Dreck-
schleudern“ zur Kasse gebeten, um die Fahrzeugnutzer zur 
gewünschten Entscheidung zu bewegen, aus wirtschaftlichen 
Gründen mit entsprechenden Fahrzeugen nicht mehr in die 
Umweltzone einzufahren. In der Regel dürfen moderne, als 

ZU AKTUELLEN THEMEN

sauber geltende Fahrzeuge ohne zusätzliche Kosten in die 
Umweltzonen einfahren. Eine Kennzeichnung der berech-
tigten Fahrzeuge wie bei uns durch die Umweltplakette gibt 
es im Ausland zumeist nicht. Im europäischen Ausland wird 
viel mit bei uns verpönten Kamerasystemen und Kennzei-
chenscannern gearbeitet. 

Die Einfahrberechtigung der Fahrzeuge wird so automati-
siert überprüft. Damit ist es kaum möglich, eine Umweltzone 
unbemerkt zu befahren. Die automatische Kontrolle funkti-
oniert aber nur, wenn das Erfassungssystem Zugang zu den 
Zulassungsdaten des Fahrzeugs hat. D.h., im Ausland zugelas-
sene Fahrzeuge müssen vor der Einfahrt in eine Umweltzone 
registriert werden. Ansonsten kann es teuer werden. 

In der Praxis stellt sich nach Erhalt einer entsprechenden 
Zahlungsaufforderung die Frage, ob es Möglichkeiten gibt, die 
Zahlungen zu vermeiden oder zumindest zu reduzieren.

Sollte man Post von einer ausländischen Behörde oder einem 
beauftragten Inkassobüro bekommen, kann es sich lohnen, 
die Einfahrberechtigung nachträglich durch eine Kopie des 
Fahrzeugscheins nachzuweisen bzw. das Fahrzeug nachträg-
lich zu registrieren, damit eine Überprüfung der Einfahrbe-
rechtigung vorgenommen werden kann. Teilweise werden in 
solchen Fällen Gebühren erlassen oder deutlich gesenkt.
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In Belgien wird in den drei bestehenden Umweltzonen (Ant-
werpen, Gent, Brüssel) beispielsweise eine nachträgliche Re-
gistrierung empfohlen und eine Halbierung der Vertragsstra-
fe angeboten, wenn sich die Einfahrtberechtigung bestätigt. 
Ein erneuter oder wiederholter Verstoß kann aber auch eine 
deutliche Erhöhung des Bußgeldes mit sich bringen.

In London gibt es das Einfahrverbot in die Innenstadt be-
reits seit Jahrzehnten, es wurde eingeführt, noch bevor man 
überhaupt von Umweltzonen (low emission zones) gespro-
chen hat. Auch diesbezüglich haben uns vereinzelt Anfragen 
erreicht, da die Strafen in der Regel im vierstelligen Bereich 
liegen. Es ist zu empfehlen, den Fahrzeugschein zur Überprü-
fung der Einfahrberechtigung zu übermitteln und zugleich 
anzubieten, die daraus resultierenden Gebühren für das Be-
fahren der Umweltzone (LEZ) ausgleichen zu wollen. Ob diese 
Taktik erfolgreich ist, können wir mangels Rückmeldung der 
betroffenen Mitglieder leider nicht versprechen.

Auch in Italien gibt es Zonen, die nur durch registrierte Fahr-
zeuge befahren werden dürfen. Die zona a traffico limitato 
wird immer wieder von Urlaubern versehentlich befahren. 
Dies liegt oft an einer unübersichtlichen Beschilderung oder 
dem Unwissen, dass man auch zum Anfahren des gebuchten 
Hotels zuvor durch das Hotel eine Ausnahmegenehmigung 
beantragen muss. Auch wenn die Beschilderung oftmals un-
übersichtlich wirkt, ist sie nach der örtlichen Rechtslage in 
der Regel zulässig, so dass man sich nur schwer dagegen weh-
ren kann.

c. Bußgeldbescheid aus dem Ausland, ohne selbst dort 
gewesen zu sein
Auch wenn das grenzüberschreitende Reisen durch die offe-
nen Grenzen leichter geworden ist, darf man nicht vergessen, 
dass man andere Länder mit anderen Regeln betritt. Man soll-
te sich also nach wie vor vor Fahrtantritt ausreichend über 
länderspezifische Verkehrsregeln informieren, um keine un-
liebsamen „Urlaubsgrüße“ zu erhalten.

Aber wir haben selbst von Mitgliedern, die nicht ins Ausland 
gereist sind, entsprechende Bußgeldbescheide erhalten. 

Der Verdacht eines Betruges, auf den man erst gar nicht ein-
gehen sollte, war schnell da. Dies ist aber oft keine gute Idee. 
Zwar kann nicht ausgeschlossen werden, dass auch der ein 
oder andere unredliche Zeitgenosse versucht, auf diese Weise 
seine Finanzen aufzubessern, oft sind die Briefe jedoch von 
echten Behörden. Aber wie ist so etwas möglich?

aa. Halterhaftung im europäischen Ausland
Ist das Fahrzeug an eine andere Person überlassen worden, 
die mit dem Fahrzeug im Ausland war und dort einen Verstoß 
begangen hat? 

In den meisten europäischen Ländern gibt es eine Halterhaf-
tung, d.h., der Halter eines Fahrzeugs wird für Verstöße mit 
seinem Fahrzeug herangezogen, wenn er den tatsächlichen 

Fahrer nicht benennt oder dieser für die Behörde nicht er-
reichbar ist. 

Die Ausgestaltung der Halterhaftung ist in den einzelnen 
Ländern zwar nicht einheitlich, letztendlich führt sie jedoch 
genau dazu, dass sich ein Fahrzeughalter aktiv exkulpieren 
muss, um nicht in Anspruch genommen werden zu können. 
Dies bedeutet, wenn der Halter ein nahes Familienmitglied 
nicht belasten will, zahlt er selbst. Eine Umgehung des Ver-
botes des Zeugnisverweigerungsrechtes oder des Aussagever-
weigerungsrechtes sieht der EuGH darin nicht. 

Nach dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) verletzt die Halterhaftung in Bußgeldangelegenhei-
ten nicht die Auskunftsverweigerungsrechte aus Artikel 6 I 
der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK). Dies 
gilt sowohl für die Haftungsvermutung des Halters als auch 
für eine eigenständige Tat durch die Nichtbenennung des 
Fahrers (vgl. EGMR, Urt. v. 25.9.1992 – 13191/87 (Pham Hoang/
Frankreich) = EuGRZ 1992, 472 Rn. 33 und 36; zusammenfas-
send Meyer, in: Karpenstein/Mayer (Hrsg.), EMRK, Kommen-
tar, 2012, Art. 6 Rn. 161; zur niederländischen Regelung EGMR, 
Beschl. v. 19.10.2004 – 66273/01 (Falk/Niederlande) = HRRS 
2005 Nr. 209). Die Unschuldsvermutung und der Grundsatz 
des fairen Verfahrens nach Art. 6 EMRK stehen nach Auffas-
sung des EuGH einer Haftungsvermutung mit Exkulpations-
möglichkeit nicht entgegen. 

Der EuGH betont jedoch, dass Art. 6 EMRK auch auf Ord-
nungswidrigkeiten anwendbar ist. Zwar wird ausdrücklich 
von Straftaten gesprochen, jedoch sind alle Ahndungen mit 
Sanktionscharakter als solche Straftaten anzusehen. Ansons-
ten bestünde die Gefahr, dass ein Vertragsstaat durch die For-
mulierung der entsprechenden Vorschriften Art. 6 EMRK um-
gehen könnte.

Zusammenfassend ist demnach nach dem EGMR eine Be-
weislastumkehr zumindest dann nicht zu beanstanden, 
wenn eine gesetzliche Vermutung besteht, dass die Stellung 
als Fahrzeughalter mangels anderer Erkenntnisse auch Rück-
schlüsse auf die Führereigenschaft zulässt, sofern sie in ei-
nem angemessenen Verhältnis zur Bedeutung der Sache steht 
und eine Würdigung der erhobenen Beweise diese Vermu-
tung zulässt und die Rechte der Verteidigung gewahrt sind.

Bußgelder können in Deutschland nur über das Bundesamt 
für Justiz vollstreckt werden. Ist ein Verstoß in Deutschland 
nicht strafbar, kann dies dazu führen, dass eine Vollstreckung 
in Deutschland nicht möglich ist. Will man sich gegen die In-
anspruchnahme als Fahrzeughalter zur Wehr setzen, ist es er-
forderlich, dass zunächst versucht wurde, bei der Ausgangs-
behörde entsprechende Einwendungen erfolglos zu erheben. 

bb. Kürzlich zugelassene Fahrzeuge
Auch Behörden arbeiten nicht fehlerfrei und vergessen, dass 
es in anderen Ländern ein anderes Rechtssystem gibt. In eini-
gen Nachbarländern werden die Kennzeichen zum Fahrzeug 
erteilt und auch beim Halterwechsel mit dem Fahrzeug wei-

ZU AKTUELLEN THEMEN



4 VERKEHRSJURIST 3/2023

tergegeben. In Deutschland werden die Kennzeichen in der 
Regel nicht weitergegeben, sondern mit der Stilllegung des 
Fahrzeugs entwertet, damit sie erneut erteilt werden können. 
Aus diesem Grund ist der Tattag bei Halteranfragen besonders 
wichtig. 

Insbesondere in den Ländern, in denen nach Zulassung eines 
Fahrzeugs keine neue Kennzeichenzuteilung erfolgt, wird 
oft die Bedeutung des Tattages nicht berücksichtigt, um den 
richtigen Fahrzeughalter zum Tattag zu ermitteln. Dies führt 
dazu, dass ein Verstoß eines vorherigen Halters dem aktuel-
len Fahrzeughalter angelastet wird. 

So hatte sich hilfesuchend ein Mitglied mit einem histori-
schen Ackerschlepper bei uns gemeldet, der einen Bescheid 
aus Italien erhielt, da mit dem Fahrzeug die zulässige Höchst-
geschwindigkeit auf einer Autobahn deutlich überschritten 
worden sein soll. Dies konnte er nach Übermittlung von Bil-
dern des frisch restaurierten Fahrzeugs und einer Kopie der 
Zulassungsbescheinigung relativ schnell klarstellen. Über 
das Kennzeichen war zuvor ein Motorrad zugelassen und an-
schließend wurde das Kennzeichen unserem Mitglied zuge-
teilt. Die Behörde hat nach Abgleich der Zulassung und der 
Bilder schließlich schnell das Verfahren eingestellt.

Bei einer unberechtigten Inanspruchnahme ist zu beachten, 
dass Einwendungen auch dann in Landessprache vorgebracht 
werden müssen, wenn die Anhörung zuvor in Deutsch erfolg-
te. Im Zweifel sollte ein im entsprechenden Mitgliedsstaat 
zugelassener Rechtsanwalt hinzugezogen werden.

2. Zunehmende Digitalisierung auch bei der Zahlung 
von Bußgeldern
Auffällig ist auch, dass sich offenbar bei den ausländischen 
Straßenverkehrsbehörden Onlinezahldienste durchsetzen. 

Auf vielen Bescheiden aus dem Ausland fehlt eine Kontonum-
mer zur Überweisung der Geldbuße. Dies kannten wir bereits 
seit Jahren aus Spanien, dort kann man das Bußgeld tatsäch-
lich bei einer beliebigen Filiale der Caixabank bezahlen oder 
gegen Gebühr bei einem Postamt. Aber auch online über eine 
entsprechende Maske der Behörde. Die Digitalisierung ist 
dort bereits so weit fortgeschritten, dass Bürger eine elektro-
nische Signaturkarte für Behördenkommunikation (genannt 
Cl@ve) erhalten können. Offenbar ist diese mittlerweile eher 
der Standard als die Ausnahme. Die angegebene Internetad-
resse auf spanischen Bußgeldbescheiden zur Bezahlung führt 
auf eine entsprechende Maske, die über die Möglichkeiten 
des Cl@ve-Systems informiert. Über den Menüpunkt „mul-
tas“ bzw. „Geldbußen“ gelangt man schließlich unter dem 
Menüpunkt „pago de multas“ bzw. Zahlung von Bußgeldern 
zu den verschiedenen Möglichkeiten, wobei aus dem Ausland 
wohl nur die Zahlung ohne Zertifikat funktionieren dürfte.

Aber auch aus Italien wird zur Begleichung von Bußgeldern 
vermehrt auf die Online-Zahlung über einen entsprechenden 
Bezahldienst verwiesen.

Auch Deutsche Bußgeldstellen bieten vermehrt die Zahlung 
per Internet an. Auf den Bescheiden ist in den meisten Fäl-
len ein Onlinezugang enthalten, teilweise sogar mit QR-Code, 
unter dem man Beweisbilder einsehen, Angaben zur Person 
oder Sache machen oder aber auch das angebotene Verwarn-
geld bzw. Bußgeld bezahlen kann. Teilweise wird auch die 
Zahlung mit Online-Zahldiensten wie PayPal oder Klarna ak-
zeptiert.

Felix Müller-Baumgarten
Syndikusrechtsanwalt des ACE e.V. /

Fachgebietsleiter Verkehrsrecht, zugleich Rechtsanwalt und
Fachanwalt für Verkehrsrecht
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Pressemitteilung Nr. 103/23 vom 10.07.2023 zum Urteil 
vom 10. Juli 2023 – VIa ZR 1119/22

Der vom Präsidium des Bundesgerichtshofs vorübergehend als 
Hilfsspruchkörper eingerichtete VIa. Zivilsenat (vgl. Presse-
mitteilung Nr. 141/2021 vom 22. Juli 2021) hat heute entschie-
den, dass ein Motorhersteller, der nicht zugleich Fahrzeug-
hersteller ist, Käufern der vom sogenannten Dieselskandal 
betroffenen Fahrzeugen nur dann haftet, wenn er entweder 
selbst im Sinne der §§ 826, 31 BGB sittenwidrig vorsätzlich ge-
handelt hat oder wenn er dem Fahrzeughersteller nach § 823 
Abs. 2, § 830 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 
1 EG-FGV vorsätzlich Beihilfe zu dessen vorsätzlichem Inver-
kehrbringen eines Kraftfahrzeugs mit einer inhaltlich unrich-
tigen Übereinstimmungsbescheinigung geleistet hat.

Sachverhalt und bisheriger Prozessverlauf:
Der Kläger nimmt die beklagte Motorherstellerin, die nicht 
zugleich Fahrzeugherstellerin ist, wegen der Verwendung un-
zulässiger Abschalteinrichtungen in einem Kraftfahrzeug auf 
Schadensersatz in Anspruch.

Der Kläger kaufte am 9. April 2019 von einem Händler ein ge-
brauchtes Kraftfahrzeug eines anderen Fahrzeugherstellers, das 
mit einem von der Beklagten entwickelten und hergestellten 
Motor der Baureihe EA 897 (Euro 6) ausgerüstet ist. Das Fahrzeug 
war bereits zuvor von einem vom Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) 
angeordneten Rückruf wegen einer unzulässigen Abschaltein-
richtung betroffen. Ein von der Beklagten zur Beseitigung der 
vom KBA beanstandeten Abschalteinrichtung erstelltes Soft-
ware-Update hatte das KBA am 1. August 2018 freigegeben.

Die im Wesentlichen auf Erstattung des Kaufpreises abzüg-
lich des Wertes gezogener Nutzungen Zug um Zug gegen 
Übergabe und Übereignung des Fahrzeugs gerichtete Klage 
hat vor dem Landgericht weitgehend Erfolg gehabt. Auf die 
Berufung der Beklagten hat das Berufungsgericht die Klage 
insgesamt abgewiesen, weil der Kläger weder nach §§ 826, 31 
BGB noch nach § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, 
§ 27 Abs. 1 EG-FGV Schadensersatz von der Beklagten verlan-
gen könne. Das gelte auch, soweit der Kläger sein Begehren 
auf das Vorhandensein eines Thermofensters stütze. Mit der 
vom Berufungsgericht zugelassenen Revision hat der Kläger 
die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils begehrt.

Entscheidung des Bundesgerichtshofs:
Der Bundesgerichtshof hat die Revision des Klägers zurück-
gewiesen, weil er aufgrund der bindenden Feststellungen des 
Berufungsgerichts davon auszugehen hatte, der Beklagten 
falle weder selbst eine sittenwidrige vorsätzliche Schädigung 
des Klägers zur Last noch habe sie vorsätzlich Beihilfe dazu 
geleistet, dass der Fahrzeughersteller das Fahrzeug vorsätz-
lich mit einer inhaltlich unrichtigen Übereinstimmungsbe-
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scheinigung – hier: bezogen auf ein in das Fahrzeug verbau-
tes Thermofenster – in den Verkehr gebracht habe.

Zwar steht, wie der Bundesgerichtshof nach Erlass des Beru-
fungsurteils mit Urteilen von 26. Juni 2023 entschieden hat (vgl. 
Pressemitteilung Nr. 100/23 vom 26. Juni 2023), dem Käufer ei-
nes mit einer unzulässigen Abschalteinrichtung im Sinne des 
Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 versehenen Kraft-
fahrzeugs unter den Voraussetzungen des § 823 Abs. 2 BGB in 
Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV ein Anspruch gegen 
den Fahrzeughersteller auf Ersatz des Differenzschadens zu.

Die Sonderpflicht, eine mit den (unions)gesetzlichen Vorgaben 
konvergierende Übereinstimmungsbescheinigung auszugeben, 
trifft indessen nur den Fahrzeughersteller, nicht den Motorher-
steller. Der Bundesgerichtshof hat die Haftung nach § 823 Abs. 2 
BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV unter Berück-
sichtigung der Rechtsprechung des EuGH in dessen Urteil vom 
21. März 2023 (C-100/21, NJW 2023, 1111 Rn. 78 ff., 91) in seinen Ur-
teilen vom 26. Juni 2023 auf die Erteilung einer unrichtigen Über-
einstimmungsbescheinigung gestützt, die der Fahrzeughersteller 
in seiner Eigenschaft als Inhaber einer EG-Typgenehmigung ge-
mäß Art. 18 Abs. 1 der Richtlinie 2007/46/EG jedem Fahrzeug bei-
legt und die gemäß Art. 3 Nr. 36 der Richtlinie 2007/46/EG nicht 
nur die Übereinstimmung des erworbenen Fahrzeugs mit dem 
genehmigten Typ, sondern auch die Einhaltung aller Rechtsakte 
bescheinigt. Die Haftung nach § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit  
§ 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV knüpft an die Erteilung einer un-
zutreffenden Übereinstimmungsbescheinigung durch den Fahr-
zeughersteller an. Der Motorhersteller kann deshalb, weil er die 
Übereinstimmungsbescheinigung nicht ausgibt, nach den allge-
meinen und durch das Unionsrecht unangetasteten Grundsät-
zen des deutschen Deliktsrechts weder Mittäter einer Vorsatztat 
des Fahrzeugherstellers noch mittelbarer (Vorsatz-)Täter hinter 
dem (gegebenenfalls fahrlässig handelnden) Fahrzeughersteller 
sein, weil ihn nicht die hierzu erforderliche Sonderpflicht trifft.

Eine bei Sonderdelikten mögliche Beteiligung der Beklagten als 
Motorherstellerin im Sinne des § 830 Abs. 2 BGB an einer delik-
tischen Schädigung des Fahrzeugherstellers, die ebenfalls ge-
eignet gewesen wäre, ihre deliktische Haftung zu begründen, 
kam nach den nicht beachtlich angegriffenen Feststellungen 
des Berufungsgerichts nicht in Betracht. Zwar kann Beihilfe 
auch zu Sonderdelikten geleistet werden, bei denen der Gehilfe 
nicht Täter sein kann. Voraussetzung ist allerdings nicht nur, 
dass der Gehilfe mit doppeltem Vorsatz hinsichtlich der frem-
den rechtswidrigen Tat und der eigenen Unterstützungsleis-
tung gehandelt hat. Bedingung einer Beteiligung ist vielmehr 
weiter eine Vorsatztat des Fahrzeugherstellers. Die vorsätzliche 
Förderung einer fahrlässigen Tat erfüllt die Voraussetzungen 
des § 830 Abs. 2 BGB nicht. Eine Vorsatztat des Fahrzeugherstel-
lers hat das Berufungsgericht, ohne dass die Revision dem be-
achtlich entgegengetreten wäre, nicht festgestellt.



6 VERKEHRSJURIST 3/2023

PRESSEMELDUNGEN DER GERICHTE

 BGH:  VERHANDLUNGSTERMIN AM 28.11.2023 
ZUM WERKSTATTRISIKO

Pressemitteilung Nr. 136/23 vom 04.08.2023

Der Geschädigte eines Verkehrsunfalls ist berechtigt, sein be-
schädigtes Fahrzeug zur Reparatur in eine Werkstatt zu geben 
und vom Unfallverursacher den hierfür erforderlichen Geld-
betrag zu verlangen. Der u.a. für Rechtsstreitigkeiten über 
Ansprüche aus Kfz-Unfällen zuständige VI. Zivilsenat verhan-
delt am 28. November 2023 über fünf Revisionen, in denen 
sich in unterschiedlichen Konstellationen die Frage stellt, 
wer das Risiko trägt, wenn der Unfallverursacher einwendet, 
die von der Werkstatt gestellte Rechnung sei überhöht (sog. 
Werkstattrisiko).

VI ZR 38/22
Nach einem Verkehrsunfall, bei dem die volle Haftung des be-
klagten Haftpflichtversicherers außer Streit steht, beauftragte 
die Geschädigte die Klägerin, eine Kfz-Werkstatt, mit der Re-
paratur ihres Pkw. Dafür berechnete diese 3.000,16 € brutto. 
Ein Teil des Rechnungsbetrages in Höhe von 1.164,80 € netto 
entfällt auf Fremdleistungen für Lackierarbeiten. Auf Nach-
frage der Beklagten übermittelte die Klägerin der Beklagten 
eine hinsichtlich der Rechnungsbeträge geschwärzte Rech-
nung der Lackiererei. Die Beklagte beglich die Reparaturrech-

nung bis auf einen Restbetrag von 1.188,32 €. Die Geschädigte 
trat ihre Ansprüche aus dem Verkehrsunfall an die Klägerin 
ab. Die Beklagte hat die geltend gemachten Verbringungs-
kosten von 80,00 € bestritten. Die in Ansatz gebrachten La-
ckierkosten hält sie für überhöht. Sie ist der Ansicht, ihr stehe 
insoweit bis zur Vorlage der ungeschwärzten Fremdleistungs-
rechnung ein Leistungsverweigerungsrecht bzw. ein Zurück-
behaltungsrecht zu.

Das Amtsgericht hat die Beklagte zur Zahlung der Verbrin-
gungskosten in Höhe von 80,00 € verurteilt und die Klage im 
Übrigen abgewiesen. Auf die Berufung der Klägerin hat das 
Landgericht dieses Urteil teilweise abgeändert und der Klage 
insgesamt stattgegeben. Mit der vom Berufungsgericht zuge-
lassenen Revision begehrt die Beklagte die Wiederherstellung 
des amtsgerichtlichen Urteils.

VI ZR 239/22
Die Geschädigte beauftragte die Klägerin, eine Kfz-Werkstatt, 
auf der Grundlage eines zuvor eingeholten Sachverständi-
gengutachtens mit der Reparatur des Unfallfahrzeugs. Die 
Klägerin stellte der Geschädigten 5.067,15 € in Rechnung, wo-
raufhin ihr die Geschädigte ihren Ersatzanspruch gegen den 
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Unfallverursacher erfüllungshalber abtrat. Der Haftpflicht-
versicherer des Unfallverursachers erstattete die Kosten der 
Reparatur bis auf die Position „Arbeitsplatzwechsel“ iHv 
227,31 €. Er wendet ein, dass ein Arbeitsplatzwechsel tatsäch-
lich nicht durchgeführt worden sei, weil die Klägerin selbst 
über eine Lackiererei verfüge und deshalb Verbringungskos-
ten nicht angefallen seien.

Das Amtsgericht hat der Klage aus abgetretenem Recht auf 
Zahlung der restlichen 227,31 € stattgegeben. Auf die Beru-
fung des beklagten Haftpflichtversicherers hat das Landge-
richt dieses Urteil abgeändert und die Klage abgewiesen. Mit 
der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision verfolgt die 
Klägerin ihren Zahlungsanspruch weiter.

VI ZR 253/22
Die klagende Geschädigte ließ das Unfallfahrzeug in einem 
Autohaus instandsetzen. Der durch das Autohaus hierfür in 
Rechnung gestellte Betrag wurde von ihr noch nicht begli-
chen und von dem beklagten Haftpflichtversicherer des Un-
fallgegners nur zum Teil erstattet. Die mit der Klage geltend 
gemachte offene Differenz beträgt 1.054,46 €. Die Beklagte 
verwies auf einen Prüfbericht eines Drittunternehmens, der 
um diesen Betrag geringere Reparaturkosten ausweist.

Das Amtsgericht hat ein Sachverständigengutachten zur 
Höhe der objektiv erforderlichen Reparaturkosten eingeholt 
und auf dieser Basis die Beklagte verurteilt, an die Klägerin 
weitere Reparaturkosten in Höhe von 389,23 € zu zahlen. Die 
Berufung der Klägerin hat das Landgericht zurückgewiesen. 
Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision begehrt 
die Klägerin Erstattung der weiteren Reparaturkosten in Höhe 
von 665,23 €, Zug um Zug gegen Abtretung ihrer Ansprüche 
auf Schadensersatz gegen das Autohaus aufgrund möglicher-
weise überhöhter Abrechnung.

VI ZR 266/22
Das Fahrzeug des Klägers wurde bei einem Verkehrsunfall 
beschädigt. Ein vom Kläger beauftragter Sachverständiger 
ermittelte Kosten für die Fahrzeugreparatur von 9.227,62 € 
brutto. Der Kläger beauftragte eine Werkstatt, die ihm nach 
der Reparatur des Fahrzeugs 11.766,66 € brutto in Rechnung 
stellte. Hiervon erstattete die Beklagte, deren volle Haftung 
dem Grunde nach außer Streit steht, dem Kläger 11.401,45 €. 
Die Erstattung der restlichen Reparaturkosten, die der Kläger 
selbst noch nicht beglichen hat, lehnte sie mit der Begrün-
dung ab, diesen Kosten lägen Arbeiten zugrunde, die für die 
Reparatur des Fahrzeugs nicht erforderlich gewesen seien.

Das Amtsgericht hat ein Sachverständigengutachten zur Fra-
ge der Erforderlichkeit der Reparaturarbeiten eingeholt. Es 
hat auf der Grundlage des Gutachtens die Beklagte zur Zah-
lung von 129,59 € verurteilt und die Klage abgewiesen, soweit 
sie auf Erstattung weiterer Reparaturkosten gerichtet ist. Das 
Landgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. 
Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision ver-
langt der Kläger die Erstattung der restlichen Reparaturkos-
ten.

PRESSEMELDUNGEN DER GERICHTE

VI ZR 51/23
Die Parteien streiten um die Erstattungsfähigkeit der Kosten 
einer COVID-19-Desinfektion, die der durch einen Verkehrs-
unfall geschädigten Klägerin im Zusammenhang mit der Re-
paratur ihres verunfallten Pkws von der von ihr beauftragten 
Werkstatt in Rechnung gestellt worden sind. Die volle Ein-
trittspflicht des beklagten Haftpflichtversicherers des Unfall-
gegners der Klägerin ist dabei dem Grunde nach unstreitig.

Die Vorinstanzen haben die Beklagte unter Berufung auf die 
Grundsätze zur Tragung des Werkstattrisikos für erstattungs-
pflichtig gehalten, auch wenn die Klägerin die abgerechne-
ten Desinfektionskosten noch nicht bezahlt habe. Hiergegen 
wendet sich die Beklagte mit ihrer vom Berufungsgericht zu-
gelassenen Revision. Sie macht unter anderem geltend, die 
abgerechneten Desinfektionsmaßnahmen seien schon des-
halb nicht erstattungsfähig, weil sie tatsächlich nicht durch-
geführt worden seien. Zudem komme eine subjektbezogene 
Schadensbetrachtung zugunsten des Geschädigten im Streit-
fall auch deshalb nicht in Betracht, weil die Klägerin die ge-
samte Schadensabwicklung im Rahmen eines „Schadensser-
vices aus einer Hand“ in die Hände der beauftragten Repara-
turwerkstatt gelegt habe.
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Pressemitteilung Nr. 32/23 vom 18.08.2023

Urteil vom 17.08.2023 – 5 NBs 59/23

OSNABRÜCK. Die 5. Kleine Strafkammer des Landgerichts Os-
nabrück hatte gestern im Rahmen eines Berufungsverfahrens 
über die Frage zu entscheiden, ob bei einer Trunkenheitsfahrt 
mit einem E-Scooter die Fahrerlaubnis zu entziehen ist, Ak-
tenzeichen 5 NBs 59/23; vgl. PM 30/23.

Erstinstanzlich sah das Amtsgericht Osnabrück in seinem Ur-
teil vom 2. Februar 2023 von der Entziehung der Fahrerlaub-
nis ab. Es sprach indes ein Fahrverbot von 5 Monaten aus. 
Hiergegen richtete sich die Berufung der Staatsanwaltschaft, 
die das Rechtsmittel nachträglich auf den Rechtsfolgenaus-
spruch, mithin die ausgeurteilten Sanktionen, beschränkte.

Die 5. Kleine Strafkammer hat in ihrem Urteil die Berufung 
der Staatsanwaltschaft als unbegründet verworfen. Sie ist 
damit dem Antrag der Staatsanwaltschaft gefolgt. Im Rah-
men der Urteilsbegründung betonte der Vorsitzende Rich-
ter der 5. Kleinen Strafkammer Dr. Reichenbach, dass nach 
höchstrichterlicher und obergerichtlicher Rechtsprechung 
bei einer Trunkenheitsfahrt mit einem E-Scooter die Fahr-
erlaubnis entzogen werden könne. Dass bei einer Trunken-
heitsfahrt die Fahrerlaubnis zu entziehen sei, stelle hierbei 

den Regelfall dar. Ob eine Ausnahme bestehe, sei durch eine 
Gesamtschau zu ermitteln. Höchstrichterlich würden an die 
Annahme einer solchen Ausnahme sehr hohe Anforderun-
gen gestellt.

Im vorliegenden Fall liegt nach Auffassung der Kammer ein 
solcher Ausnahmefall vor. Der Angeklagte habe beabsich-
tigt, nur eine äußerst kurze Strecke – circa 150 m – mit dem 
E-Scooter zu fahren. Er habe nicht nur sein Verhalten bereut 
und sich hierfür entschuldigt, sondern auch seinen Worten 
Taten folgen lassen, so der Vorsitzende der 5. Kleinen Straf-
kammer. Der Angeklagte habe an einem verkehrspädagogi-
schen Seminar teilgenommen und mit medizinischen Gut-
achten – im Rahmen der wissenschaftlichen Erkenntnisse – 
nachgewiesen, dass er in den vergangenen Monaten keinen 
Alkohol getrunken habe. Die Kammer gehe daher davon aus, 
dass der Angeklagte – nunmehr – geeignet zum Führen von 
Kraftfahrzeugen im Straßenverkehr sei, mithin eine Ausnah-
me vom Regelfall vorliege.

Die ausgeurteilte Geldstrafe sowie das Fahrverbot sind auch 
nach Auffassung der Kammer tat- und schuldangemessen.

Das Urteil ist nicht rechtskräftig. Es kann binnen einer Woche 
mit der Revision angegriffen und zur Überprüfung durch das 
Oberlandesgericht Oldenburg gestellt werden.

 LG OSNABRÜCK:  TRUNKENHEITSFAHRT MIT 
E-SCOOTER – FAHRVERBOT
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Pressemitteilung Nr. 20/2023 vom 26.07.2023

Beschluss vom 19.07.2023, 4 L 577/23.KO

Die Fahrerlaubnis ist auch dann wegen des Erreichens von 
acht oder mehr Punkten zu entziehen, wenn die zu diesem 
Punktestand führenden Verkehrsverstöße bereits vor Ermah-
nung und Verwarnung des Fahrerlaubnisinhabers begangen 
wurden. Dies entschied das Verwaltungsgericht Koblenz und 
lehnte einen Eilantrag gegen die Fahrerlaubnisentziehung ab.

Der Antragsteller wandte sich im Wege des vorläufigen 
Rechtsschutzes gegen die Entziehung seiner Fahrerlaubnis. 
Ihm war mit Bescheid vom 27. Juni 2023 die Fahrerlaubnis 
wegen des Erreichens von acht Punkten nach dem Fahreig-
nungs-Bewertungssystem entzogen worden. Die zum Errei-
chen der Acht-Punkte-Grenze führenden Zuwiderhandlun-
gen hatte der Antragsteller bereits vor der von der Fahrerlaub-
nisbehörde im März 2023 ausgesprochenen Ermahnung und 
der im Mai 2023 erteilten Verwarnung begangen.

Der dagegen gerichtete Eilantrag an das Verwaltungsgericht 
Koblenz blieb ohne Erfolg. Die Antragsgegnerin habe dem An-
tragsteller zu Recht die Fahrerlaubnis entzogen, so die Kob-
lenzer Richter. Der Antragsteller habe zum insoweit maßgeb-
lichen Zeitpunkt der Fahrerlaubnisentziehung die Grenze von 
acht Punkten nach dem Fahreignungs-Bewertungssystem er-
reicht und die vorgelagerten Stufen des Maßnahmensystems 

 VG KOBLENZ:  ENTZIEHUNG DER FAHRERLAUBNIS 
WEGEN DES ERREICHENS VON ACHT PUNKTEN

ordnungsgemäß durchlaufen. Er gelte daher als ungeeignet 
zum Führen von Kraftfahrzeugen. Hiergegen könne der An-
tragsteller nicht mit Erfolg einwenden, er habe die zum Er-
reichen der Acht-Punkte-Grenze führenden Verkehrsverstöße 
bereits vor Ermahnung und Verwarnung durch die Fahrer-
laubnisbehörde begangen, so dass ihn deren Erziehungsfunk-
tion nicht mehr habe erreichen können. Der Gesetzgeber 
habe dem Schutz der Verkehrssicherheit Vorrang vor der Er-
ziehungsfunktion des gestuften Maßnahmensystems ein-
geräumt. Nach den Vorgaben des Straßenverkehrsgesetzes 
würden daher bei der Berechnung des Punktestandes Zuwi-
derhandlungen unabhängig davon berücksichtigt, ob nach 
deren Begehung bereits Maßnahmen ergriffen worden seien. 
Das solle die Punktebewertung eines Verkehrsverstoßes auch 
dann ermöglichen, wenn er vor dem Ergreifen einer Maßnah-
me begangen worden sei, bei dieser Maßnahme aber noch 
nicht habe verwertet werden können. Es komme somit nicht 
darauf an, ob die Maßnahmen dem Antragsteller die Möglich-
keit einer Verhaltensänderung effektiv eröffnet hätten. Eine 
andere rechtliche Bewertung sei hier nicht ausnahmsweise 
deshalb geboten, weil die Entziehung der Fahrerlaubnis nach 
dem Vorbringen des Antragstellers zum Verlust seines Ar-
beitsverhältnisses führe. Negative berufliche Auswirkungen 
der Fahrerlaubnisentziehung stellten eine im Interesse des 
Schutzes anderer Verkehrsteilnehmer hinzunehmende Härte 
für den Antragsteller dar.

Die Entscheidung ist rechtskräftig.
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 VG BERLIN:  FÜHRERSCHEINVERLUST WEGEN 
E-SCOOTER-FAHRT NACH CANNABISKONSUM

Pressemitteilung Nr. 32/2023 vom 24.07.2023 

Beschluss der 11. Kammer vom 17. Juli 2023 
(VG 11 L 184/23)

Wer unter Cannabiseinfluss mit einem E-Scooter fährt, muss 
unter Umständen mit dem Entzug der Fahrerlaubnis rech-
nen. Das hat das Verwaltungsgericht Berlin in einem Eilver-
fahren entschieden.

Der Antragsteller war im Juli 2022 mit einem E-Scooter im 
Straßenverkehr unterwegs. Da er Schlangenlinien fuhr und 
mehrfach nah an geparkte Autos geriet, wurde er von der Po-
lizei angehalten und ihm eine Blutprobe abgenommen. Diese 
wies einen THC-Wert von 4,4 ng/ml auf. Gegenüber den Poli-
zisten äußerte der Antragsteller, jeden Tag Cannabis zu konsu-
mieren und jeden Tag Auto zu fahren; dies stellte er im Nach-
hinein als nicht ernst gemeint dar. Die Fahrerlaubnisbehörde 
forderte den Antragsteller auf, binnen drei Monaten ein me-
dizinisch-psychologisches Gutachten zu seiner Fahreignung 
einzureichen. Der Antragsteller reagierte nicht. Ihm wurde 
daraufhin mit sofortiger Wirkung die Fahrerlaubnis entzogen.

Das Gericht lehnte den dagegen gerichteten Eilantrag des 
Antragstellers ab. Die Fahrerlaubnisbehörde müsse demje-
nigen die Fahrerlaubnis entziehen, der sich als ungeeignet 
zum Führen von Kraftfahrzeugen erweise. Dies sei beim An-
tragsteller anzunehmen, weil er das zu Recht angeforderte 
medizinisch-psychologische Gutachten nicht eingereicht 
habe. Eines solchen Gutachtens bedürfe es, um zu klären, ob 
der gelegentlich Cannabis konsumierende Antragsteller nur 
einmalig nicht zwischen dem Cannabiskonsum und dem 
Führen eines Kraftfahrzeugs getrennt habe oder dies auch in 
Zukunft nicht tun werde. Auch beim (erlaubnisfreien) Fah-
ren mit einem Elektrokleinstfahrzeug wie einem E-Scooter 
sei das Trennungsgebot zu beachten. Die Grenze hinnehm-
baren Cannabiskonsums sei überschritten, wenn auch nur 
die Möglichkeit einer cannabisbedingten Beeinträchtigung 

der Fahrsicherheit bestehe; dies nehme die Rechtsprechung 
– jedenfalls beim Fahren eines Autos – bei einem THC-Wert 
von 1,0 ng/ml an. Vorliegend sei neben dem deutlich über-
schrittenen THC-Wert erschwerend zu berücksichtigen, dass 
der Antragsteller bei der Kontrolle im Juli 2022 durch seine 
Fahrweise den Straßenverkehr gefährdet und einen regelmä-
ßigen Verstoß gegen das Trennungsgebot auch beim Autofah-
ren eingeräumt habe. Die gesetzte Frist von drei Monaten zur 
Beibringung des Gutachtens sei ausreichend gewesen, weil 
Zweifel an der Fahreignung nach einem Verstoß gegen das 
Trennungsgebot rasch zu klären seien. Das öffentliche Inter-
esse, schwere Personen- und Sachschäden zu vermeiden, die 
mit Verkehrsunfällen aufgrund einer Drogeneinnahme ver-
bunden sein könnten, rechtfertige schließlich den sofortigen 
Entzug der Fahrerlaubnis. 

Gegen den Beschluss kann Beschwerde beim Oberverwal-
tungsgericht Berlin-Brandenburg eingelegt werden.

PRESSEMELDUNGEN DER GERICHTE
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Entscheidungsgründe: 
Die Revision des Klägers hat Erfolg.  
 
I. 
Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung (OLG Olden-
burg, Urteil vom 29. September 2021 – 6 U 217/21, BeckRS 
2021, 60608) im Wesentlichen wie folgt begründet: 

Der von §§ 826, 31 BGB vorausgesetzten sittenwidrigen vorsätz-
lichen Schädigung stehe die Tatbestandswirkung der vom KBA 
erteilten EG-Typgenehmigung entgegen. In der EG-Typgeneh-
migung liege ein Verwaltungsakt, der regele, dass das betreffen-
de Kraftfahrzeug alle gesetzlichen Voraussetzungen erfülle. Die 
Zivilgerichte seien an eine bestandskräftige, weder zurückge-
nommene noch widerrufene EG-Typgenehmigung gebunden. 
Zwar könne sich die Beklagte auf eine EG-Typgenehmigung 
nicht berufen, die sie durch Täuschung über eine tatsächlich 
vorhandene, aber nicht angegebene unzulässige Abschaltein-
richtung erwirkt habe. Dafür lägen jedoch keine Anhaltspunkte 
vor. So habe das KBA Motoren der Baureihe EA 288 intensiven 
Untersuchungen unterzogen, aber unzulässige Abschaltein-
richtungen nicht festgestellt. Dem Berufungsgericht sei auf-
grund verschiedener Auskünfte des KBA bekannt, dass sich das 
KBA in Bezug auf die Motoren der Baureihe EA 288 nicht als ge-
täuscht betrachte und dass es auch nach eingehender Prüfung 
an der EG-Typgenehmigung festhalte. Es komme nicht darauf 
an, ob und inwiefern sich das KBA in Bezug auf die Zulässigkeit 
einer vorhandenen Abschalteinrichtung in einem Rechtsirr-
tum befinde. Soweit das Oberlandesgericht Naumburg zu dem 
Schluss gelangt sei, die Rechtsauffassung des KBA treffe nicht 
zu, habe es seine Kompetenzen überschritten und die Tatbe-
standswirkung der EG-Typgenehmigung nicht beachtet. 

Ein Schadensersatzanspruch des Klägers ergebe sich auch 
nicht aus § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 
Abs. 1 der EG-Fahrzeuggenehmigungsverordnung (EG-FGV, 
BGBl. I, 2011, S. 126). Denn das mit der Klage geltend gemach-
te Interesse des Klägers, nicht zu einer ungewollten Verbind-
lichkeit veranlasst zu werden, liege nicht im Aufgaben- und 
Schutzbereich der genannten Bestimmungen. 
 
II. 
Diese Erwägungen halten der Überprüfung im Revisionsver-
fahren nicht stand. Mit der gegebenen Begründung kann ein 
Schadensersatzanspruch weder aus §§ 826, 31 BGB noch aus  
§ 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-
FGV verneint werden. 

1. Die Tatbestandswirkung einer EG-Typgenehmigung kann 
einem Anspruch des Klägers auf Schadensersatz aus §§ 826, 31 
BGB nicht entgegengehalten werden. 

a) Maßgebend für die Reichweite der Tatbestandswirkung ei-
ner EG-Typgenehmigung ist gemäß § 3 Abs. 6 EG-FGV die Re-

 BGH:  URTEIL VOM 26. JUNI 2023 – VIA ZR 335/21

gelung des Art. 3 Nr. 5 der Richtlinie 2007/46/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur 
Schaffung eines Rahmens für die Genehmigung von Kraft-
fahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Syste-
men, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten 
für diese Fahrzeuge (ABl. 2007, L 263, S. 1; Richtlinie 2007/46/
EG). Zwar ist die Richtlinie 2007/46/EG gemäß Art. 88 Abs. 1 
der Verordnung (EU) 2018/858 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. Mai 2018 über die Genehmigung und 
die Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahr-
zeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbst-
ständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge, zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 715/2007 und (EG) Nr. 
595/2009 und zur Aufhebung der Richtlinie 2007/46/EG (ABl. 
2018, L 151, S. 1) mit Wirkung zum 1. September 2020 aufgeho-
ben worden. Die Richtlinie 2007/46/EG ist hier aber nach ih-
rem zeitlichen Anwendungsbereich weiter anzuwenden (vgl. 
auch EuGH, Urteil vom 21. März 2023 – C-100/21, juris Rn. 3). 

Nach Art. 3 Nr. 5 der Richtlinie 2007/46/EG hat eine EG-Typ-
genehmigung die Bescheinigung eines Mitgliedstaats zum 
Gegenstand, dass ein Fahrzeugtyp den einschlägigen Ver-
waltungsvorschriften und technischen Anforderungen der 
Richtlinie sowie der in den Anhängen IV oder XI aufgeführ-
ten Rechtsakte entspricht. Demgemäß kann sich die Tatbe-
standswirkung des verfügenden Teils (vgl. BGH, Urteil vom  
4. August 2020 – II ZR 174/19, BGHZ 226, 329 Rn. 36; Urteil vom  
16. März 2021 – VI ZR 773/20, VersR 2021, 650 Rn. 14; Urteil 
vom 8. Dezember 2021 – VIII ZR 190/19, BGHZ 232, 94 Rn. 81, 
jeweils mwN) einer EGTypgenehmigung nicht über eine sei-
tens der befassten Genehmigungsbehörde getroffene Fest-
stellung der Rechtmäßigkeit des zur Beurteilung unterbreite-
ten Fahrzeugtyps hinaus erstrecken. 

Aus Art. 9 Abs. 1 Satz 1 a) der Richtlinie 2007/46/EG folgt, dass 
die befasste Behörde die EG-Typgenehmigung weder hin-
sichtlich eines konkreten Fahrzeugs noch im Hinblick auf 
eine Gruppe konkreter Fahrzeuge im Sinne der produzierten 
Fahrzeuge einer bestimmten Baureihe erteilt, sondern ledig-
lich einen Fahrzeugtyp genehmigt, der mit den Angaben in 
der Beschreibung übereinstimmt. Dementsprechend kann 
die Tatbestandswirkung einer EG-Typgenehmigung nicht 
über die Angaben in der Beschreibung (Art. 3 Nr. 38 und 39 der 
Richtlinie 2007/46/EG) hinausreichen. Dieser Zusammen-
hang liegt den auch vom Gerichtshof der Europäischen Union 
(Gerichtshof) in seinem Urteil vom 21. März 2023 (C-100/21, 
NJW 2023, 1111 Rn. 83) erwähnten unterschiedlichen Hand-
lungsmöglichkeiten der nationalen Genehmigungsbehörden 
zugrunde: So kann im Fall der mangelnden Offenbarung ei-
ner Abschalteinrichtung die EG-Typgenehmigung, die eine 
entsprechende Software ohne diesbezügliche Beschreibung 
nicht umfasst, aufrechterhalten bleiben, und die befasste Be-
hörde kann sich auf die Sicherstellung der Übereinstimmung 
durch andere, weniger gravierende Maßnahmen als die Auf-
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hebung der EG-Typgenehmigung beschränken. In Frage kom-
men hierfür z.B. Nebenbestimmungen. Eine Änderung der 
Beschreibung seitens des Fahrzeugherstellers, wie sie im Sin-
ne von späteren Angaben zu Abschalteinrichtungen denkbar 
ist, kann aber auch die Notwendigkeit einer neuen EG-Typge-
nehmigung nach sich ziehen. 

b) Nach den vom Bundesgerichtshof geklärten Maßstäben 
des § 826 BGB kommt es für eine tatbestandliche Schädigung 
indessen nicht auf die durch Verwaltungsakt festgestellte 
Rechtmäßigkeit eines beschriebenen Fahrzeugtyps an. So hat 
der Bundesgerichtshof in seiner grundlegenden Entschei-
dung vom 25. Mai 2020 zum einen auf die bloße Möglichkeit 
künftiger Maßnahmen im Sinne des § 5 der Fahrzeug-Zulas-
sungsverordnung (FZV; BGBl. I, 2011, S. 139) und zum anderen 
auf die Betroffenheit nicht eines beschriebenen Fahrzeug-
typs, sondern des konkret erworbenen Fahrzeugs abgestellt. 
Auf die Übereinstimmung des konkreten Fahrzeugs mit dem 
beschriebenen und ausschließlich genehmigten Typ ist der 
Bundesgerichtshof dabei aus weiterhin überzeugenden Grün-
den nicht eingegangen (BGH, Urteil vom 25. Mai 2020 – VI ZR 
252/19, BGHZ 225, 316 Rn. 21, 48, 52). Im Hinblick darauf hat 
er eine Haftung des Herstellers nach §§ 826, 31 BGB nicht vom 
Fehlen einer EG-Typgenehmigung abhängig gemacht (BGH, 
Urteil vom 25. Mai 2020, aaO, Rn. 21). 

c) Auch eine zur EG-Typgenehmigung hinzutretende Überein-
stimmungsbescheinigung vermag hieran nichts zu ändern. 
Insbesondere kann sie nicht die Wirkung des in einer EG-Typ-
genehmigung liegenden Verwaltungsakts (§ 35 Satz 1 VwVfG) 
über seinen Gegenstand hinaus auf das konkrete Fahrzeug in 
der Weise erstrecken, dass eine Haftung des Herstellers von 
der Rücknahme der EG-Typgenehmigung abhängig ist. Viel-
mehr fehlt für eine solche Wirkung der Übereinstimmungs-
bescheinigung, deren Bedeutung sich vor allem aus Art. 3  
Nr. 36, Art. 18 und Art. 26 Abs. 1 der Richtlinie 2007/46/EG bzw.  
§ 6 Abs. 1 EG-FGV, § 2 Nr. 7 und § 6 Abs. 3 Satz 1 und 2 FZV er-
gibt, eine Rechtsgrundlage. In einer Übereinstimmungsbe-
scheinigung selbst liegt kein Verwaltungsakt, dem ohne wei-
teres eine ergänzende Tatbestandswirkung zukommen könn-
te (Schleswig-Holsteinisches VG, Urteil vom 14. Februar 2017 
– 3 A 342/16, juris Rn. 38; Koehl, DAR 2017, 508, 509; Schröder, 
DVBl. 2017, 1193, 1196), sondern nur eine vom Hersteller – 
nicht von einer Behörde oder einem Beliehenen – ausgestellte 
Urkunde, der eine besondere, gesetzlich geregelte Bedeutung 
für die Zulassung eines Fahrzeugs zukommt (VG Düsseldorf, 
Urteil vom 24. Januar 2018 – 6 K 12341/17, juris Rn. 285; Haus/
Krumm/Quarch/Will, Gesamtes Verkehrsrecht, 3. Aufl. 2021, 
Anhang V zum Verkehrsrecht und Verwaltungsrecht, Rn. 26).
 
d) Ebenso bedeutungslos in Bezug auf die Reichweite der EG-
Typgenehmigung sind die vom Berufungsgericht erwähnten 
Auskünfte des KBA, in denen keine auf die hier allenfalls 
maßgebende EG-Typgenehmigung bezogenen Verwaltungs-
akte liegen. 

e) Klärungsbedarf im Sinne von Art. 267 Abs. 3 AEUV besteht 
nach alledem nicht. 

2. Die Begründung, mit der das Berufungsgericht eine Haf-
tung der Beklagten nach § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit 
§ 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV ausgeschlossen hat, ist ebenfalls 
nicht frei von Rechtsfehlern. Zwar hat das Berufungsgericht 
rechtsfehlerfrei einen auf diese Vorschriften gestützten An-
spruch auf Gewährung „großen“ Schadensersatzes abgelehnt 
(insofern zutreffend OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 27. 
März 2023 – 14 U 292/22, BeckRS 2023, 5904 Rn. 42 ff.; OLG 
Hamm, Beschluss vom 23. März 2023 – 7 U 113/22, juris Rn. 
24 ff.; OLG Nürnberg, Urteil vom 27. März 2023 – 17 U 1483/22, 
BeckRS 2023, 5895 Rn. 59 ff.; dazu unter a). Es hat allerdings 
übersehen, dass dem Kläger ein Anspruch auf Ersatz des 
Differenzschadens zustehen kann, zu dem es – von seinem 
Rechtsstandpunkt aus konsequent – nähere Feststellungen 
nicht getroffen hat (dazu unter b). Dieser Anspruch auf Ersatz 
des Differenzschadens erfüllt die unionsrechtlichen Vorga-
ben einer effektiven Sanktionierung fahrlässiger Verstöße 
gegen unionsrechtliche Vorgaben einer zulässigen Gestaltung 
von Abschalteinrichtungen (dazu unter c). Das Berufungs-
gericht hätte dem Kläger Gelegenheit geben müssen, sein in 
erster Linie auf einen Anspruch aus §§ 826, 31 BGB gestütztes 
Begehren ergänzend auch auf diese Form der Schadensbe-
rechnung zu stützen (dazu unter d).
  
a) Zutreffend hat das Berufungsgericht § 823 Abs. 2 BGB in Ver-
bindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV oder Art. 5 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Juni 2007 über die Typgenehmigung 
von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leich-
ten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und 
Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und Wartungsin-
formationen für Fahrzeuge (ABl. 2007, L 171, S. 1) keinen An-
spruch auf Gewähr „großen“ Schadensersatzes entnommen.  
§ 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV in Verbindung mit Art. 5 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 715/2007 schützen zwar das Vertrauen des 
Käufers auf die Übereinstimmung des Fahrzeugs mit allen 
maßgebenden Rechtsakten beim Fahrzeugkauf. Der Schutz 
erstreckt sich aber nicht auf das Interesse des Käufers, nicht 
an dem Vertrag festgehalten zu werden. 

aa) Eine Rechtsnorm ist ein Schutzgesetz im Sinne des  
§ 823 Abs. 2 BGB, wenn sie zumindest auch dazu dienen soll, 
den Einzelnen oder einzelne Personenkreise gegen die Ver-
letzung eines bestimmten Rechtsguts zu schützen. Dafür 
kommt es nicht auf die Wirkung, sondern auf Inhalt und 
Zweck des Gesetzes sowie darauf an, ob der Gesetzgeber bei 
Erlass des Gesetzes gerade einen Rechtsschutz, wie er wegen 
der behaupteten Verletzung in Anspruch genommen wird, 
zugunsten von Einzelpersonen oder bestimmten Personen-
kreisen gewollt oder doch mitgewollt hat. Es genügt, dass 
die Norm auch das Interesse des Einzelnen schützen soll, 
mag sie auch in erster Linie dasjenige der Allgemeinheit im 
Auge haben. Nicht ausreichend ist aber, dass der Individu-
alschutz durch Befolgung der Norm nur als ihr Reflex ob-
jektiv erreicht wird; er muss vielmehr im Aufgabenbereich 
der Norm liegen. Außerdem muss die Schaffung eines indi-
viduellen Schadensersatzanspruchs sinnvoll und im Lichte 
des haftungsrechtlichen Gesamtsystems tragbar erscheinen, 
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wobei in umfassender Würdigung des gesamten Regelungs-
zusammenhangs, in den die Norm gestellt ist, zu prüfen 
ist, ob es in der Tendenz des Gesetzgebers liegen konnte, an 
die Verletzung des geschützten Interesses die deliktische 
Einstandspflicht des dagegen Verstoßenden mit allen da-
mit zugunsten des Geschädigten gegebenen Haftungs- und 
Beweiserleichterungen zu knüpfen. Ein Schadensersatzan-
spruch aus § 823 Abs. 2 BGB setzt schließlich weiter voraus, 
dass sich im konkreten Schaden die Gefahr verwirklicht hat, 
vor der die betreffende Norm schützen sollte. Der eingetre-
tene Schaden muss also in den sachlichen Schutzbereich 
der Norm fallen. Weiter muss der konkret Geschädigte vom 
persönlichen Schutzbereich der verletzten Norm erfasst sein 
und zum Kreis derjenigen Personen gehören, deren Schutz 
die verletzte Norm bezweckt (BGH, Urteil vom 23. Juli 2019 
– VI ZR 307/18, NJW 2019, 3003 Rn. 14; Urteil vom 27. Februar 
2020 – VII ZR 151/18, BGHZ 225, 23 Rn. 34; Urteil vom 25. Mai 
2020 – VI ZR 252/19, BGHZ 225, 316 Rn. 73). 

bb) Dass der Käufer eines mit einer unzulässigen Abschalt-
einrichtung versehenen Kraftfahrzeugs in den persönlichen 
Schutzbereich der § 6 Abs. 1 und § 27 Abs. 1 EG-FGV in Verbin-
dung mit Art. 5 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 fällt, ist uni-
onsrechtlich vorgegeben und entspricht schon der bisherigen 
höchstrichterlichen Rechtsprechung (vgl. BGH, Urteil vom 25. 
Mai 2020 – VI ZR 252/19, BGHZ 225, 316 Rn. 74 ff.). § 6 Abs. 1,  
§ 27 Abs. 1 EG-FGV sind im Lichte der Art. 3 Nr. 36, Art. 18 Abs. 1, 
Art. 26 Abs. 1 und Art. 46 der Richtlinie 2007/46/EG in Verbin-
dung mit Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 uni-
onsrechtskonform auszulegen. Sowohl § 6 Abs. 1 und § 27 Abs. 
1 EG-FGV als auch die EG-Fahrzeuggenehmigungsverordnung 
in ihrer Gesamtheit dienen gemäß deren Umsetzungsgebot in 
Art. 48 Abs. 1 Satz 1 der Umsetzung unter anderem der Richt-
linie 2007/46/EG. Entsprechend verweisen § 6 Abs. 1 und § 27 
Abs. 1 EG-FGV auf die Richtlinie 2007/46/EG. Auch § 1 Nr. 1 EG-
FGV enthält eine Art. 48 Abs. 1 Satz 4 der Richtlinie 2007/46/
EG entsprechende Bezugnahme. Die Richtlinie 2007/46/EG 
hat die Harmonisierung der geltenden Bestimmungen zum 
Ziel. Das ergibt sich sowohl aus ihrem Erwägungsgrund 2 
als auch aus ihrem Art. 1 über den Gegenstand der Richtlinie 
sowie aus ihrem Art. 4, der die Pflichten der Mitgliedstaaten 
betrifft. Art. 18 Abs. 1, Art. 26 Abs. 1 und Art. 46 der Richtli-
nie 2007/46/EG sind in Verbindung mit Art. 5 Abs. 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 715/2007 wiederum dahin auszulegen, dass 
sie neben allgemeinen Rechtsgütern die Einzelinteressen des 
individuellen Käufers eines Kraftfahrzeugs gegenüber dessen 
Hersteller schützen, wenn dieses Fahrzeug mit einer unzuläs-
sigen Abschalteinrichtung im Sinne von Art. 5 Abs. 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 715/2007 ausgestattet ist (EuGH, Urteil vom 
21. März 2023 - C-100/21, NJW 2023, 1111 Rn. 81, 88). 

cc) Das Unionsrecht verlangt, was aufgrund des Urteils des 
Gerichtshofs vom 21. März 2023 geklärt ist, gleichwohl nicht, 
den Käufer eines mit einer unzulässigen Abschalteinrichtung 
versehenen Kraftfahrzeugs so zu stellen, als habe er den Kauf-
vertrag nicht abgeschlossen, also das Interesse auf Rückab-
wicklung des Kaufvertrags in den sachlichen Schutzbereich 
der § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV einzubeziehen.  
 

(1) Schon nach der bisherigen gefestigten höchstrichterli-
chen Rechtsprechung kann der Käufer eines mit einer unzu-
lässigen Abschalteinrichtung ausgestatteten Kraftfahrzeugs 
gestützt auf § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit den Normen 
des europäischen Abgasrechts vom Hersteller nicht die Rück-
abwicklung des mit dem Verkäufer abgeschlossenen Vertrags 
verlangen (vgl. BGH, Urteil vom 25. Mai 2020 – VI ZR 252/19, 
BGHZ 225, 316 Rn. 73 ff.; Urteil vom 30. Juli 2020 – VI ZR 5/20, 
NJW 2020, 2798 Rn. 10 ff.; Urteil vom 8. Dezember 2020 – VI 
ZR 244/20, VersR 2021, 263 Rn. 20; Urteil vom 20. Juli 2021 – VI 
ZR 1154/20, VersR 2021, 1575 Rn. 21; Urteil vom 26. April 2022 –  
VI ZR 435/20, VersR 2022, 1122 Rn. 25; Beschluss vom 15. Juni 
2021 – VI ZR 566/20, juris Rn. 7 f.; Urteil vom 23. September 
2021 – III ZR 200/20, NJW 2021, 3725 Rn. 14; Urteil vom 24. März 
2022 – III ZR 270/20, VersR 2022, 1242 Rn. 27 ff.; Urteil vom  
2. Juni 2022 - III ZR 216/20, juris Rn. 37; Urteil vom 13. Juni 2022 
– VIa ZR 680/21, NJW-RR 2022, 1251 Rn. 23 f.; Beschluss vom 
14. Februar 2022 – VIa ZR 204/21, juris; Urteil vom 16. Septem-
ber 2021 – VII ZR 190/20, NJW 2021, 3721 Rn. 35 ff.; Beschlüsse 
vom 13. Oktober 2021 – VII ZR 207/21 und 237/21, juris). Diese 
ständige höchstrichterliche Rechtsprechung beruht weder 
auf der Annahme, dass der Käufer eines Dieselfahrzeugs mit 
einer den europäischen Abgasnormen nicht entsprechenden 
Abgassteuerung nicht in den persönlichen Schutzbereich die-
ser Normen fällt, noch auf der Annahme, dass es keine in den 
sachlichen Schutzbereich der Normen fallenden Schäden des 
Käufers gibt. Verneint hat der Bundesgerichtshof bisher nur, 
dass die europäischen Abgasnormen – auch in Verbindung 
mit der Übereinstimmungsbescheinigung – die allgemeine 
Handlungsfreiheit und als deren Ausfluss das wirtschaftliche 
Selbstbestimmungsrecht des Käufers, d.h. das Interesse, nicht 
zur Eingehung einer ungewollten Verbindlichkeit veranlasst 
zu werden, schützen, und zwar in der Form, dass die – gegebe-
nenfalls auch fahrlässige – Erteilung einer unrichtigen Über-
einstimmungsbescheinigung zu einem deliktischen Anspruch 
des Käufers gegen den Hersteller auf Rückerstattung des an den 
Verkäufer gezahlten Kaufpreises führt. Der Bundesgerichtshof 
hat insofern nicht ausreichen lassen, dass die europäischen 
Abgasnormen „den Schutz aller Käufer eines Fahrzeugs ein-
schließlich des Endkunden vor Verstößen des Herstellers ge-
gen seine Verpflichtung, neue Fahrzeuge in Übereinstimmung 
mit ihren genehmigten Typen bzw. den für ihren Typ gelten-
den Rechtsvorschriften … in Verkehr zu bringen“, bezwecken 
(vgl. BGH, Beschluss vom 15. Juni 2021, aaO, Rn. 8; Beschluss 
vom 7. Juli 2021 – VII ZR 218/21, juris Rn. 3; Beschluss vom  
13. Oktober 2021 – VII ZR 185/21, juris Rn. 3; Beschluss vom  
14. Februar 2022, aaO). Denn aus der Verpflichtung des Herstel-
lers zur Einhaltung des europäischen Abgasrechts und einer 
auch darauf bezogenen, dem Käufer ausgehändigten Beschei-
nigung ergibt sich nicht automatisch ein neben die kaufrecht-
liche Sachmängelgewährleistung des Verkäufers und die delik-
tische Haftung des Herstellers für Vermögensschäden nach der 
Differenzhypothese tretender Anspruch des Käufers auf eine 
vom Vorliegen eines Vermögensschadens nach der Differenz-
hypothese unabhängige, wirtschaftliche Rückabwicklung des 
Kaufvertrags im Verhältnis zum Hersteller bei einem Verstoß 
gegen Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 und der 
Erteilung einer unrichtigen Übereinstimmungsbescheinigung. 
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(2) Diese Rechtsprechung trägt dem unterschiedlichen Un-
wertgehalt einer sittenwidrigen vorsätzlichen Schädigung 
einerseits und einer schuldhaften Schutzgesetzverletzung 
andererseits Rechnung. Von ihr abzugehen sieht der Senat 
auch bei der gebotenen unionsrechtskonformen Auslegung 
der § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV und im Lichte der direkten 
Anwendung des Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 
keine Veranlassung. Insbesondere lässt sich dem Urteil des 
Gerichtshofs vom 21. März 2023 (C-100/21, NJW 2023, 1111) 
nichts entnehmen, was zu einer Abkehr von dieser gefestig-
ten höchstrichterlichen Rechtsprechung Anlass gäbe.  

Der Gerichtshof hat dem Unionsrecht nicht entnommen, das 
nationale Schadensrecht müsse dem Käufer ohne Rücksicht 
auf den Eintritt eines Schadens im Sinne einer nachteiligen 
Vermögensdifferenz einen Anspruch gegen den Fahrzeugher-
steller auf die wirtschaftliche Rückabwicklung des Kaufver-
trags zubilligen. Er hat nicht etwa einen Schaden schon mit 
Rücksicht auf den nach den Feststellungen des vorlegenden 
Gerichts geschlossenen Kaufvertrag bejaht, sondern ist von 
der Notwendigkeit weiterer Feststellungen zu einem Scha-
den ausgegangen. In Bezug auf die Folgen einer unzulässi-
gen Abschalteinrichtung für den Käufer hat der Gerichtshof 
die den Käufer treffende Unsicherheit hinsichtlich der Mög-
lichkeit, das Fahrzeug anzumelden, zu verkaufen oder in Be-
trieb zu nehmen, in den Blick genommen und ausgeführt, 
die Unzulässigkeit der Abschalteinrichtung könne letztlich 
zu einem Schaden beim Käufer führen (EuGH, Urteil vom 
21. März 2023 – C-100/21, NJW 2023, 1111 Rn. 84). Außerdem 
hat der Gerichtshof festgehalten, es sei Sache des nationalen 
Gerichts festzustellen, ob dem Käufer im Zusammenhang 
mit dem Einbau einer unzulässigen Abschalteinrichtung ein 
Schaden entstanden sei (EuGH, Urteil vom 21. März 2023, aaO, 
Rn. 94). Zugleich hat er nur den Ersatz eines dem Käufer tat-
sächlich entstandenen (Differenz-)Schadens verlangt (EuGH, 
Urteil vom 21. März 2023, aaO, Rn. 96). Den Schutz auch des 
von einem Schaden nach Maßgabe der Differenzhypothese 
gelösten Interesses des Käufers, nicht an einen ungewollten, 
unvernünftigen Vertrag gebunden zu sein, hat der Gerichts-
hof demnach nicht in den Blick genommen, sondern über das 
Vorliegen einer unzutreffenden Übereinstimmungsbeschei-
nigung hinaus einen Schaden im Sinne einer nachteiligen 
Vermögensdifferenz als Voraussetzung einer Herstellerhaf-
tung unterstellt. 

Soweit der Gerichtshof dem Unionsrecht sowohl im Hin-
blick auf die Festlegung der Sanktionen für Rechtsverstöße 
durch unzulässige Abschalteinrichtungen und gleichwohl 
ausgestellte Übereinstimmungsbescheinigungen als auch 
hinsichtlich der Modalitäten des Schadensersatzes keine 
weiteren, konkreteren Vorgaben entnommen, sondern le-
diglich festgehalten hat, dass die vorzusehenden Sanktio-
nen nach Art. 46 der Richtlinie 2007/46/EG und Art. 13 Abs. 1 
der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 wirksam, verhältnismäßig 
und abschreckend sein müssten (EuGH, Urteil vom 21. März 
2023 – C-100/21, NJW 2023, 1111 Rn. 90) und dass nationale 
Vorschriften dem Käufer die Erlangung eines angemessenen 
Schadensersatzes nicht praktisch unmöglich machen oder 

übermäßig erschweren dürften (EuGH, Urteil vom 21. März 
2023, aaO, Rn. 93), ergibt sich daraus kein weiterreichendes, 
auch das Käuferinteresse nur an der Lösung vom Vertrag um-
fassendes unionsrechtlich determiniertes Sanktionsgebot.  

(3) Diese Auslegung des Unionsrechts durch den Gerichts-
hof kann der Senat als geklärt erachten, obwohl der Oberste 
Gerichtshof der Republik Österreich (Oberster Gerichtshof) 
mit Urteil vom 25. April 2023 (BeckRS 2023, 9749) für das ös-
terreichische Schadensrecht die Ersatzfähigkeit des „großen“ 
Schadensersatzes auch im Falle eines bloß fahrlässigen Ver-
stoßes gegen das europäische Abgasrecht anerkannt hat. Dass 
der Oberste Gerichtshof in seiner Entscheidung vom 25. April 
2023 ausgehend vom unionsrechtlich gebotenen Schutz des 
Vertrauens des Käufers bei Erwerb des Fahrzeugs auf die voll-
ständige Konformität mit den unionsrechtlichen Vorgaben 
zu einem Anspruch auf Rückabwicklung des Kaufvertrags 
im Verhältnis nicht zwischen den Vertragsparteien, sondern 
zwischen Käufer und Fahrzeughersteller gelangt ist (OGH, Ur-
teil vom 25. April 2023, aaO, Ziffer II.3 des Urteilsausspruchs 
sowie Rn. 35), beruht – wie der Oberste Gerichtshof mehrfach 
festgehalten hat – allein auf den Bestimmungen des für die 
Modalitäten des Schadensersatzes maßgebenden nationalen 
Rechts, im dortigen Fall des Rechts der Republik Österreich 
(OGH, Urteil vom 25. April 2023, aaO, Rn. 17, 19, 22). Mit Rück-
sicht hierauf hat der Oberste Gerichtshof ausgeführt, dass die 
Entscheidung des Gerichtshofs vom 21. März 2023 einem so 
ausgestalteten Ersatzanspruch nicht entgegenstehe (OGH, 
Urteil vom 25. April 2023, aaO, Rn. 35). Auch der Oberste Ge-
richtshof geht mithin im Sinne eines acte éclairé davon aus, 
dass die Gewähr großen Schadensersatzes vom Unionsrecht 
nicht gefordert werde. 

b) Das Berufungsgericht hat aber übersehen, dass dem Käu-
fer eines mit einer unzulässigen Abschalteinrichtung verse-
henen Kraftfahrzeugs ein Schadensersatzanspruch gemäß  
§ 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-
FGV gegen den Fahrzeughersteller zustehen kann, weil ihm 
aufgrund des Vertragsschlusses ein Vermögensschaden nach 
Maßgabe der Differenzhypothese, also ein Differenzschaden, 
entstanden ist. Die tatsächlichen Voraussetzungen für das 
Bestehen eines solchen Anspruchs dem Grunde nach sind 
mangels abweichender Feststellungen des Berufungsgerichts 
revisionsrechtlich zu unterstellen.  

aa) Der Gerichtshof hat Art. 3 Nr. 36, Art. 18 Abs. 1, Art. 26 Abs. 
1 und Art. 46 der Richtlinie 2007/46/EG im Sinne des Schut-
zes auch der individuellen Interessen des Käufers eines mit 
einer unzulässigen Abschalteinrichtung im Sinne von Art. 5 
Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 ausgerüsteten 
Kraftfahrzeugs gegenüber dem Fahrzeughersteller ausgelegt 
(EuGH, Urteil vom 21. März 2023 – C-100/21, NJW 2023, 1111 
Rn. 85, 88). Den Schutz der individuellen Interessen des Fahr-
zeugkäufers im Verhältnis zum Hersteller hat der Gerichts-
hof dabei aus der in Art. 26 Abs. 1 der Richtlinie 2007/46/EG 
vorgesehenen Beifügung einer Übereinstimmungsbeschei-
nigung für die Zulassung, den Verkauf oder die Inbetrieb-
nahme des Fahrzeugs abgeleitet (EuGH, Urteil vom 21. März 
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Käufervertrauens im Verhältnis zum Fahrzeughersteller, sol-
len Wertungswidersprüche vermieden werden, nur unter Ein-
beziehung auch der Kaufentscheidung gewährleistet werden.
 
Dieses Verständnis der unionsrechtlichen Vorgaben liegt 
auch der Entscheidung des Obersten Gerichtshofs vom  
25. April 2023 zugrunde. Denn der Oberste Gerichtshof hat an 
die Erwägungen des Gerichtshofs zu den berechtigten Erwar-
tungen des Fahrzeugkäufers mit Rücksicht auf den Inhalt der 
Übereinstimmungsbescheinigung angeknüpft und den maß-
gebenden Bestimmungen des Unionsrechts das Gebot des 
Schutzes des Käufervertrauens in Bezug auf den Abschluss 
des Kaufvertrags entnommen (OGH, Urteil vom 25. April 2023 – 
10 Ob 2/23a, BeckRS 2023, 9749 Rn. 12 f., 29).  

bb) Das demnach unionsrechtlich geschützte Interesse, durch 
den Abschluss eines Kaufvertrags über ein Kraftfahrzeug 
nicht wegen eines Verstoßes des Fahrzeugherstellers gegen 
das europäische Abgasrecht eine Vermögenseinbuße im Sin-
ne der Differenzhypothese zu erleiden, ist von § 823 Abs. 2 
BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV nach der 
gebotenen unionsrechtlichen Lesart geschützt. Dabei kommt 
es aufgrund der unionsrechtlichen Vorgaben – Gewährung 
eines effektiven und verhältnismäßigen Schadensersatzes im 
Falle des enttäuschten Käufervertrauens – nicht darauf an, ob 
der Verordnungsgeber einen deliktischen Schadensersatzan-
spruch schaffen wollte. Der Wortlaut der § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 
1 EG-FGV steht einem unionsrechtlich fundierten Verständ-
nis als Schutzgesetze, deren sachlicher Schutzbereich den 
Differenzschaden bei Abschluss des Kaufvertrags umfasst, 
nicht entgegen. Es entspricht im Übrigen ständiger, auf Art. 
2 EGBGB gründender höchstrichterlicher Rechtsprechung, 
dass ein den Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz ne-
ben dem Gesetz im formellen Sinne jede sonstige Norm des 
objektiven Rechts sein kann, sofern darin nur ein bestimmtes 
Gebot oder Verbot ausgesprochen wird (vgl. schon BGH, Urteil 
vom 25. Januar 1977 – VI ZR 29/75, VersR 1977, 616, 617 mwN). 
Das ist hier der Fall.  

cc) Revisionsrechtlich ist mangels anderweitiger Feststellun-
gen des Berufungsgerichts zugunsten des Klägers zu unter-
stellen, dass die Voraussetzungen eines Anspruchs aus § 823 
Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV 
erfüllt sind. Insbesondere gilt das Folgende: 

(1) Zu unterstellen ist, dass die Beklagte eine unzutreffende 
Übereinstimmungsbescheinigung erteilt hat. Unzutreffend ist 
eine Übereinstimmungsbescheinigung, wenn das betreffende 
Kraftfahrzeug mit einer gemäß Art. 5 Abs. 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 715/2007 unzulässigen Abschalteinrichtung ausge-
rüstet ist, weil die Bescheinigung dann eine tatsächlich nicht 
gegebene Übereinstimmung des konkreten Kraftfahrzeugs 
mit Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 ausweist. 
Auf den Inhalt der zugrundeliegenden EG-Typgenehmigung 
kommt es dabei nicht an. Der Gerichtshof hat das Vorliegen 
einer unzutreffenden Übereinstimmungsbescheinigung aus-
schließlich vom Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 
2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 abhängig gemacht 

2023, aaO, Rn. 79). Dabei hat er auf die Bedeutung der Überein-
stimmungsbescheinigung gemäß Art. 3 Nr. 36 der Richtlinie 
2007/46/EG nicht nur für die Übereinstimmung des erworbe-
nen Fahrzeugs mit dem genehmigten Typ, sondern auch für 
die Einhaltung aller Rechtsakte abgestellt (EuGH, Urteil vom 
21. März 2023, aaO). Außerdem hat er Art. 46 Abs. 1 der Richt-
linie 2007/46/EG herangezogen und geklärt, diese Bestim-
mung gewährleiste, dass der Käufer sein Fahrzeug mit Hilfe 
der Übereinstimmungsbescheinigung ohne Vorlage weiterer 
technischer Unterlagen in jedem Mitgliedstaat zulassen kön-
ne (EuGH, Urteil vom 21. März 2023, aaO, Rn. 80). Die in Art. 
4 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 vorgesehene Pflicht 
des Herstellers, dem Fahrzeugkäufer beim Kauf ein Schrift-
stück mit Angaben über die Kohlendioxidemissionen und 
den Kraftstoffverbrauch auszuhändigen, trage zur Verfolgung 
des Ziels bei, ein hohes Umweltschutzniveau sicherzustellen. 
Wie dem 17. Erwägungsgrund dieser Verordnung entnommen 
werden könne, ziele diese Pflicht darauf ab, dass die Verbrau-
cher und Anwender zu dem Zeitpunkt, zu dem sie ihre Kauf-
entscheidung träfen, objektive und genaue Informationen 
zur mehr oder weniger starken Umweltbelastung durch die 
Kraftfahrzeuge erhielten (EuGH, Urteil vom 21. März 2023, aaO, 
Rn. 72). Aus dem Gesamtzusammenhang des unionsrechtli-
chen Regelungsgefüges hat der Gerichtshof gefolgert, dass der 
Käufer beim Erwerb eines Kraftfahrzeugs, das zur Serie eines 
genehmigten Typs gehöre und mit einer Übereinstimmungs-
bescheinigung versehen sei, vernünftigerweise erwarten kön-
ne, dass die Verordnung (EG) Nr. 715/2007 und insbesondere 
deren Art. 5 eingehalten würden (EuGH, Urteil vom 21. März 
2023, aaO, Rn. 81). Infolgedessen ergebe sich aus den vorge-
nannten Bestimmungen der Richtlinie eine unmittelbare Ver-
bindung zwischen dem Fahrzeughersteller und dem Käufer, 
mit der Letzterem gewährleistet werde, dass das Kraftfahrzeug 
mit den maßgebenden Bestimmungen des Unionsrechts über-
einstimme (EuGH, Urteil vom 21. März 2023, aaO, Rn. 82). 

Mit dieser Begründung des Individualschutzes hat der Ge-
richtshof das auf der Übereinstimmungsbescheinigung beru-
hende und unionsrechtlich geschützte Vertrauen des Käufers 
mit dessen Kaufentscheidung verknüpft. Er hat dem Unions-
recht auf diesem Weg einen von einer vertraglichen Sonder-
verbindung unabhängigen Anspruch des Fahrzeugkäufers 
gegen den Fahrzeughersteller auf Schadensersatz „wegen des 
Erwerbs“ eines mit einer unzulässigen Abschalteinrichtung 
ausgestatteten Fahrzeugs entnommen (EuGH, Urteil vom 21. 
März 2023 – C-100/21, NJW 2023, 1111 Rn. 91). Das trägt dem 
engen tatsächlichen Zusammenhang zwischen dem Vertrau-
en des Käufers auf die Ordnungsmäßigkeit des erworbenen 
Kraftfahrzeugs einerseits und der Kaufentscheidung ande-
rerseits Rechnung. Dieser Zusammenhang wiederum liegt 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu dem Erfah-
rungssatz zugrunde, dass ein Käufer, der ein Fahrzeug zur 
eigenen Nutzung erwirbt, in Kenntnis der Gefahr einer Be-
triebsbeschränkung oder -untersagung von dem Erwerb des 
Fahrzeugs abgesehen hätte (BGH, Urteil vom 25. Mai 2020 –  
VI ZR 252/19, BGHZ 225, 316 Rn. 49 ff.; Urteil vom 7. November 
2022 – VIa ZR 325/21, VersR 2023, 403 Rn. 17, 19 mwN). Dem-
entsprechend kann der vom Gerichtshof geforderte Schutz des 
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nicht. Vielmehr tritt nach § 823 Abs. 2 Satz 2 BGB, sofern nach 
dem Inhalt des Schutzgesetzes ein Verstoß gegen dieses auch 
ohne Verschulden möglich ist, die Ersatzpflicht nur im Falle 
des Verschuldens ein. Auch unter Ausschöpfung der Grenzen 
zulässiger Gesetzesauslegung kommt demnach die Ableitung 
einer verschuldensunabhängigen Haftung aus § 823 Abs. 2 
BGB nicht in Frage. Nichts anderes gilt mit Rücksicht auf die 
Möglichkeit einer unionsrechtskonformen Auslegung. Denn 
nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs findet eine solche 
Auslegung des nationalen Rechts ihre Grenze in einem im 
Gesetz zum Ausdruck kommenden Willen des nationalen Ge-
setzgebers (EuGH, Urteil vom 22. Januar 2019 – C-193/17, NZA 
2019, 297 Rn. 74 mwN).  

Gemäß § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27  
Abs. 1 EG-FGV genügt ein fahrlässiger Verstoß für die Haftung. 
Im Grundsatz ist der subjektive Tatbestand des Schutzgeset-
zes auch für die Schadensersatzpflicht nach § 823 Abs. 2 BGB 
maßgebend (BGH, Urteil vom 29. April 1966 – V ZR 147/63, 
BGHZ 46, 17, 21). Straf- und ordnungswidrigkeitsrechtlich 
sanktionierte Schutzgesetze sind nach diesen Maßgaben 
zu behandeln (BGH, Urteil vom 10. Juli 1984 – VI ZR 222/82, 
NJW 1985, 134, 135). Da § 37 Abs. 1 EG-FGV den vorsätzlichen 
und fahrlässigen Verstoß gegen § 27 Abs. 1 Satz 1 EG-FGV als 
Ordnungswidrigkeit behandelt, genügt für eine Schadenser-
satzpflicht nach § 823 Abs. 2 BGB der fahrlässige Verstoß ge-
gen die EG-Fahrzeuggenehmigungsverordnung im Sinne des 
objektiven Fahrlässigkeitsmaßstabs des Bürgerlichen Gesetz-
buchs. Dem Berufungsurteil lassen sich Feststellungen nicht 
entnehmen, die ein fahrlässiges Verhalten der Beklagten aus-
schlössen. 

(3) Schließlich ist aus Rechtsgründen davon auszugehen, dass 
der Kläger, weil die sonstigen Voraussetzungen eines An-
spruchs aus § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 
Abs. 1 EG-FGV revisionsrechtlich zu unterstellen sind, einen 
Vermögensschaden im Sinne der Differenzhypothese erlitten 
hat.  

Das Bestehen eines Schadens ist nach Maßgabe der Differenz-
hypothese zu ermitteln, also nach Maßgabe eines Vergleichs 
der infolge des haftungsbegründenden Ereignisses eingetre-
tenen Vermögenslage mit der Vermögenslage, die ohne jenes 
Ereignis eingetreten wäre (BGH, Urteil vom 14. Juni 2012 – IX 
ZR 145/11, BGHZ 193, 297 Rn. 42; Urteil vom 6. Juni 2013 – IX ZR 
204/12, NJW 2013, 2345 Rn. 20; Urteil vom 5. Februar 2015 – IX 
ZR 167/13, NJW 2015, 1373 Rn. 7). Ein Vermögensschaden des 
Käufers im Sinne der Differenzhypothese liegt vor, wenn der 
Vergleich der infolge des haftungsbegründenden Ereignisses 
eingetretenen Vermögenslage mit der Vermögenslage ohne 
das haftungsbegründende Ereignis ein rechnerisches Minus 
ergibt (BGH, Urteil vom 25. Mai 2020 – VI ZR 252/19, BGHZ 
225, 316 Rn. 45) bzw. der objektive Wert des erworbenen Fahr-
zeugs hinter dem Kaufpreis zurückbleibt (BGH, Urteil vom  
6. Juli 2021 – VI ZR 40/20, BGHZ 230, 224 Rn. 19). Der Geschä-
digte wird durch Gewährung des Differenzschadens wegen 
der Enttäuschung des Käufervertrauens so behandelt, als 
wäre es ihm in Kenntnis der wahren Sachlage und der damit 

und ist nicht näher auf den Inhalt der EG-Typgenehmigung 
sowie die dafür maßgebende Beschreibung des genehmigten 
Fahrzeugtyps eingegangen. Die Übereinstimmungsbeschei-
nigung weist danach gemäß der für den Senat verbindlichen 
Auslegung des Unionsrechts durch den Gerichtshof nicht nur 
die Übereinstimmung des konkreten Kraftfahrzeugs mit dem 
genehmigten Typ aus, sondern auch die Übereinstimmung 
des konkreten Kraftfahrzeugs mit allen Rechtsakten, also 
auch mit Art. 5 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007. 
Die Übereinstimmungsbescheinigung verweist nach ihrem 
gesetzlichen Inhalt auch auf materielle Voraussetzungen, die 
im Falle einer unzulässigen Abschalteinrichtung nicht vor-
liegen. Die Feststellungen des Berufungsgerichts gestatten 
nicht die Prüfung, mit welchen das Emissionskontrollsystem 
betreffenden Vorrichtungen das Kraftfahrzeug des Klägers 
ausgerüstet ist und ob die vorhandenen Vorrichtungen die 
Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 
715/2007 für eine unzulässige Abschalteinrichtung erfüllen. 
Das Berufungsgericht hat lediglich allgemein festgestellt, dass 
das Fahrzeug sowohl mit einem Thermofenster als auch mit 
einer Fahrkurvenerkennung ausgerüstet sei, ohne aber auf 
die nach Art. 3 Nr. 10, Art. 5 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2007 maßgebenden Umstände einzugehen. Auch hin-
sichtlich einer ausnahmsweisen Zulässigkeit nach Art. 5 Abs. 
2 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 hat das Berufungs-
gericht keine Feststellungen getroffen.  

(2) Außerdem ist zugunsten des Klägers mangels abweichen-
der Feststellungen des Berufungsgerichts revisionsrechtlich 
zu unterstellen, dass die Beklagte schuldhaft gehandelt hat.  

Eine Schadensersatzhaftung gemäß § 823 Abs. 2 BGB in Ver-
bindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV setzt ein Verschul-
den des in Anspruch genommenen Fahrzeugherstellers vor-
aus. Der Gerichtshof hat sich zwar im Zusammenhang mit 
der Herleitung eines Schadensersatzanspruchs des Fahrzeug-
käufers gegen den Fahrzeughersteller wegen einer unzuläs-
sigen Abschalteinrichtung und der insofern unzutreffenden 
Übereinstimmungsbescheinigung nicht mit einem Verschul-
den als spezifischer Anspruchsvoraussetzung auseinander-
gesetzt. Gleichwohl muss es bei dieser Voraussetzung eines 
Schadensersatzanspruchs gemäß § 823 Abs. 2 BGB bleiben. 
Denn der Gerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 21. 
März 2023 nicht etwa einen Schadensersatzanspruch des Käu-
fers für den Fall einer unzulässigen Abschalteinrichtung un-
mittelbar aus dem Unionsrecht abgeleitet, sondern lediglich 
eine Pflicht der Mitgliedstaaten bejaht, einen entsprechen-
den Anspruch vorzusehen (EuGH, Urteil vom 21. März 2023 
– C-100/21, NJW 2023, 1111 Rn. 91). Dem für die Begründung 
des vom Gerichtshof geforderten Schadensersatzanspruchs 
hier allein in Frage kommenden Recht der Bundesrepublik 
Deutschland ist eine Rechtsgrundlage für eine vom Verschul-
den des Fahrzeugherstellers unabhängige Schadensersatzhaf-
tung ohne Rücksicht auf die fehlende rechtliche Sonderver-
bindung der Parteien aber nicht zu entnehmen. 

§ 823 Abs. 2 Satz 2 BGB erlaubt nach seinem Wortlaut eine von 
einem Verschulden des Schädigers unabhängige Ersatzpflicht 
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men abgesehen hat (so aber Schleswig-Holsteinisches Ober-
landesgericht, Urteil vom 29. März 2023 - 12 U 119/22, juris Rn. 
95, 99). Denn mit Rücksicht auf den geldwerten Vorteil der je-
derzeitigen Verfügbarkeit eines Kraftfahrzeugs genügt schon 
die rechtliche Möglichkeit einer Nutzungsbeschränkung, die 
mit der Verwendung einer unzulässigen Abschalteinrichtung 
gegeben ist. Für die Schadensentstehung ist der Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses maßgebend, so dass späteren Maßnahmen 
des KBA schon deshalb keine Bedeutung mehr zukommen 
kann. Da die Beklagte wegen des enttäuschten Vertrauens des 
Käufers auf die Richtigkeit der Übereinstimmungsbescheini-
gung für die aus dem Vertragsschluss folgenden Schäden haf-
tet, kommt es – wie bei dem nach § 826 BGB nur wahlweise 
eröffneten „kleinen“ Schadensersatz (vgl. BGH, Urteil vom 6. 
Juli 2021 – VI ZR 40/20, BGHZ 230, 224 Rn. 23 mwN) – für den 
Vermögensvergleich nicht auf den Zeitpunkt des Schlusses 
der mündlichen Verhandlung, sondern auf den Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses an.  

c) Auch unter Berücksichtigung des Gebots wirksamer und ab-
schreckender Sanktionen nach Art. 46 der Richtlinie 2007/46/
EG und Art. 13 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 (EuGH, 
Urteil vom 21. März 2023 – C-100/21, NJW 2023, 1111 Rn. 90) 
stellt der Ersatz des Differenzschadens eine unionsrechts-
konforme Haftungsfolge für einen Verstoß gegen Art. 5 Abs. 2 
Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 dar. 

Der aus § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 
1 EG-FGV folgende Anspruch auf Ersatz des Differenzscha-
dens ergänzt den Schadensersatz nach §§ 826, 31 BGB. Un-
ter den Voraussetzungen der §§ 826, 31 BGB kann der Käufer 
zwischen dem „großen“ und dem „kleinen“ Schadensersatz 
wählen (BGH, Urteil vom 6. Juli 2021 – VI ZR 40/20, BGHZ 
230, 224 Rn. 16 mwN). Nur wenn die Voraussetzungen der §§ 
826, 31 BGB nicht vorliegen, also insbesondere in den Fällen 
bloßer Fahrlässigkeit, greift § 823 Abs. 2 BGB ein und stellt 
im Rahmen der Grenzen des nationalen Rechts sicher, dass 
der Verstoß gegen § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV sowie Art. 5 
Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 nicht folgenlos 
bleibt. Die Wirksamkeit des Anspruchs auf Ersatz des Diffe-
renzschadens nach § 823 Abs. 2 BGB bleibt bei wirtschaftli-
cher Betrachtung nicht hinter derjenigen des Anspruchs auf 
„großen“ Schadensersatz gemäß §§ 826, 31 BGB zurück, wenn 
Nutzungsvorteile und der Restwert des Fahrzeugs auf den 
Differenzschaden erst dann und nur insoweit schadensmin-
dernd angerechnet werden, als sie den Wert des Fahrzeugs bei 
Abschluss des Kaufvertrags übersteigen (vgl. zum „kleinen“ 
Schadensersatz BGH, Urteil vom 24. Januar 2022 – VIa ZR 
100/21, NJW-RR 2022, 1033 Rn. 22). Weil auch im Rahmen des 
§ 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-
FGV zugunsten des Käufers ein Erfahrungssatz streitet, ein 
Verschulden des Fahrzeugherstellers vermutet wird und ein 
Differenzschaden im Falle des Einbaus einer unzulässigen 
Abschalteinrichtung aus Rechtsgründen nicht verneint wer-
den kann, wird die Erlangung einer angemessen Entschädi-
gung nicht praktisch unmöglich gemacht oder übermäßig er-
schwert (vgl. dazu EuGH, Urteil vom 21. März 2023 – C-100/21, 
NJW 2023, 1111 Rn. 93). 

verbundenen Risiken gelungen, den Vertrag zu einem niedri-
geren Preis abzuschließen. Sein Schaden liegt daher in dem 
Betrag, um den er den Kaufgegenstand mit Rücksicht auf die 
mit der unzulässigen Abschalteinrichtung verbundenen Ri-
siken zu teuer erworben hat. Insofern unterscheidet sich der 
Anspruch auf Ersatz eines Differenzschadens gemäß § 823 
Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV 
nicht von dem unter den Voraussetzungen der §§ 826, 31 BGB 
zu gewährenden „kleinen“ Schadensersatz (vgl. BGH, Urteil 
vom 6. Juli 2021, aaO, Rn. 16). 

Zwar hat das Berufungsgericht zu einer Wertdifferenz keine 
Feststellungen getroffen. Der Kläger hat aber ein Fahrzeug er-
worben, das dem Gebrauch als Fortbewegungsmittel im Stra-
ßenverkehr dient. Da dem Kläger infolge der revisionsrecht-
lich zu unterstellenden unzulässigen Abschalteinrichtungen 
Maßnahmen bis hin zu einer Betriebsbeschränkung oder 
-untersagung durch die Zulassungsbehörde gemäß § 5 Abs. 1 
FZV drohen (vgl. BGH, Urteil vom 25. Mai 2020 – VI ZR 252/19, 
BGHZ 225, 316 Rn. 19 ff.), steht die zweckentsprechende Nut-
zung des erworbenen Fahrzeugs in Frage. Die damit einherge-
hende, zeitlich nicht absehbare Unsicherheit, das erworbene 
Kraftfahrzeug jederzeit seinem Zweck entsprechend nutzen 
zu dürfen, setzt den objektiven Wert des Kaufgegenstands im 
maßgeblichen Zeitpunkt der Vertrauensinvestition des Klä-
gers bei Abschluss des Kaufvertrags herab, weil schon in der 
Gebrauchsmöglichkeit als solcher ein geldwerter Vorteil liegt. 
Die Verfügbarkeit eines Kraftfahrzeugs ist geeignet, Zeit und 
Kraft zu sparen und damit das Fortkommen unabhängig von 
der Inanspruchnahme öffentlicher Verkehrsmittel im allge-
meinsten Sinne zu fördern. Anschaffung und Unterhaltung 
eines Kraftfahrzeugs erfolgen vor allem um des wirtschaft-
lichen Vorteils willen, der in der Zeitersparnis liegt (BGH, 
Urteil vom 23. Januar 2018 – VI ZR 57/17, BGHZ 217, 218 Rn. 7 
mwN zur st. Rspr.). Liegt der wirtschaftliche Wert eines Kraft-
fahrzeugs nicht nur für den klagenden Käufer, sondern eben-
so für als Abkäufer in Frage kommende Dritte darin, jederzeit 
über ein für die Teilnahme am Straßenverkehr zugelassenes 
Fortbewegungsmittel zu verfügen, und hat diese jederzeitige 
Verfügbarkeit einen Geldwert, lässt sich eine Verringerung 
des objektiven Werts des Kraftfahrzeugs infolge seiner Aus-
rüstung mit einer unzulässigen Abschalteinrichtung im Ver-
gleich zu einem Kraftfahrzeug der betreffenden Baureihe und 
Motorisierung ohne unzulässige Abschalteinrichtung nicht 
ohne Verletzung des § 287 Abs. 1 ZPO verneinen. Auch der 
Oberste Gerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 25. April 
2023 den Eintritt eines Schadens schon aufgrund der mit der 
Verwendung einer unzulässigen Abschalteinrichtung einher-
gehenden Unsicherheit für die Möglichkeit, das erworbene 
Fahrzeug zweckentsprechend zu nutzen, und der drohenden 
Betriebsuntersagung bejaht (OGH, Urteil vom 25. April 2023 – 
10 Ob 2/23a, BeckRS 2023, 9749 Rn. 21, 24 f.). 

Ein Schadenseintritt kann im Übrigen nicht deshalb geleug-
net werden, weil es bisher noch nicht zu Einschränkungen 
der Nutzbarkeit gekommen ist und weil das KBA Motoren der 
Baureihe EA 288 zwar geprüft, aber bisher von der Veranlas-
sung eines Rückrufs oder anderen einschränkenden Maßnah-
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d) Das Berufungsgericht hätte die Berufung des Klägers bei 
richtiger rechtlicher Bewertung mithin nicht zurückweisen 
dürfen, ohne ihm Gelegenheit zu geben, den von ihm gel-
tend gemachten Schaden im Sinne des Differenzschadens zu 
berechnen. Denn dem vom Kläger in erster Linie auf §§ 826, 
31 BGB gestützten „großen“ Schadensersatz einerseits und ei-
nem Differenzschaden nach § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung 
mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV andererseits liegen lediglich 
unterschiedliche Methoden der Schadensberechnung zu-
grunde, die im Kern an die Vertrauensinvestition des Käufers 
bei Abschluss des Kaufvertrags anknüpfen.  
   
III. 
Das Berufungsurteil ist daher aufzuheben, § 562 ZPO, weil 
es sich auch nicht aus anderen Gründen als richtig darstellt,  
§ 561 ZPO. Das Berufungsgericht hat keine Feststellungen ge-
troffen, die eine Haftung der Beklagten nach §§ 826, 31 BGB 
oder § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 
1 EG-FGV ausschlössen. Soweit das Berufungsgericht bei der 
Prüfung eines Anspruchs aus §§ 826, 31 BGB substantiierte 
Darlegungen des Klägers zu einer Täuschung des KBA über 
eine unzulässige Abschalteinrichtung vermisst und sich der 
Würdigung des Landgerichts angeschlossen hat, die Behaup-
tungen des Klägers seien ins Blaue hinein aufgestellt worden, 
kann das zum einen – wie vom Berufungsgericht festgehal-
ten – das Vorbringen des Klägers zu der Verwendung eines 
Thermofensters nicht betreffen. Zum anderen hat das Beru-
fungsgericht betreffend die behauptete Fahrkurvenerken-
nung weder festgestellt, die Beklagte habe die Fahrkurvener-
kennung dem KBA schon im Verfahren der EG-Typgenehmi-
gung bekanntgegeben, noch, eine erkannte Fahrkurve habe 
nicht die vom Kläger behaupteten Folgen für die Emissions-
kontrolle. Schließlich hat das Berufungsgericht auch nicht 
festgestellt, die Beklagte habe ihr für §§ 826, 31 BGB maßgeb-
liches Verhalten schon vor dem Kaufvertragsschluss durch 
eine umfassende Kooperation mit dem KBA geändert. 
 
IV. 
Mit Rücksicht auf die fehlenden Feststellungen sowohl zu 
den Voraussetzungen der §§ 826, 31 BGB als auch zu den nach 
§ 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-
FGV bedeutsamen Umständen kann der Senat nicht in der 
Sache selbst entscheiden, § 563 Abs. 3 ZPO. Die Sache ist viel-
mehr zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das Beru-
fungsgericht zurückzuverweisen, § 563 Abs. 1 Satz 1 ZPO. Für 
das weitere Verfahren weist der Senat auf Folgendes hin:  

1. Bei der erneuten Prüfung eines Anspruchs des Klägers aus 
§§ 826, 31 BGB wird das Berufungsgericht die vom Bundesge-
richtshof geklärten Maßstäbe (vgl. zum Thermofenster BGH, 
Urteil vom 19. Januar 2021 – VI ZR 433/19, NJW 2021, 921 Rn. 
16 ff.; Urteil vom 16. September 2021 – VII ZR 190/20, NJW 
2021, 3721 Rn. 12 ff.) zu beachten und den Vortrag des Klägers 
nach diesen Maßgaben zu bewerten haben. Eine Fahrkurven-
erkennung ist für eine Haftung nach §§ 826, 31 BGB nur dann 
relevant, wenn eine auf dem Prüfstand erkannte Fahrkurve 
Auswirkungen auf das Emissionsverhalten hat. Außerdem 
haftete die Beklagte nach §§ 826, 31 BGB nur dann, wenn sie 

ihr Verhalten nicht schon vor Abschluss des Kaufvertrags des 
Klägers nach Maßgabe der höchstrichterlich entwickelten 
Grundsätze geändert hatte (vgl. BGH, Urteil vom 30. Juli 2020 – 
VI ZR 5/20, NJW 2020, 2798 Rn. 30 f.; Urteil vom 13. April 2021 –  
VI ZR 276/20, NJW-RR 2021, 812 Rn. 8, jeweils mwN). 

2. Bei der Prüfung einer Haftung der Beklagten nach § 823 Abs. 
2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV wird 
das Berufungsgericht zunächst zu ermitteln haben, ob in dem 
Fahrzeug des Klägers eine unzulässige Abschalteinrichtung 
im Sinne des Unionsrechts verbaut ist.  

a) Unter welchen konkreten Umständen eine unzulässige 
Abschalteinrichtung vorliegt, richtet sich nach Art. 3 Nr. 10,  
Art. 5 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007. Bei 
der Subsumtion unter Art. 3 Nr. 10 der Verordnung (EG) Nr. 
715/2007 ist nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs auf die 
Verwendung des Fahrzeugs unter Fahrbedingungen abzustel-
len, wie sie im gesamten Unionsgebiet üblich sind (EuGH, Ur-
teil vom 14. Juli 2022 – C-128/20, NJW 2022, 2605 Rn. 40; vgl. 
außerdem EuGH, Urteile vom 14. Juli 2022 – C-134/20, EuZW 
2022, 1073; – C-145/20, EuZW 2022, 1080). Dieses Verständnis 
des Art. 3 Nr. 10 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 trägt dem 
räumlichen Geltungsbereich der Verordnung Rechnung. Für 
die Bewertung einer Vorrichtung als Abschalteinrichtung 
im Sinne des Art. 3 Nr. 10, Art. 5 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 715/2007 können deshalb nicht nur die tatsächlichen 
Fahrbedingungen und darunter die Temperaturverhältnisse 
in einem Mitgliedstaat oder gar nur in bestimmten Regionen 
von Mitgliedstaaten von Bedeutung sein.  

Nach Art. 3 Nr. 10 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 kann eine 
Abschalteinrichtung schon dann vorliegen, wenn die Funkti-
on nur eines beliebigen Teils des Emissionskontrollsystems 
in Abhängigkeit von bestimmten Parametern verändert und 
die Wirksamkeit des Emissionskontrollsystems unter den Be-
dingungen des normalen Fahrbetriebs verringert wird. Wäh-
rend in Bezug auf die Funktionsänderung auf Teile des Emis-
sionskontrollsystems abgestellt werden kann, kommt es für 
die Wirkung der Funktionsänderung auf das Emissionskon-
trollsystem in seiner Gesamtheit an, etwa auf die kombinier-
te Wirkung von Abgasrückführung und -reinigung. Maßstab 
für die Frage der Zulässigkeit einer Funktionsveränderung in 
Abhängigkeit von bestimmten Parametern ist nach Art. 3 Nr. 
10 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 nicht die Einhaltung des 
Grenzwerts, sondern die Wirksamkeit des unverändert funk-
tionierenden Emissionskontrollsystems unter den Bedingun-
gen des normalen Fahrbetriebs. In diesem Zusammenhang 
bedarf es eines Vergleichs der Wirksamkeit des unverändert 
funktionierenden und derjenigen des verändert funktionie-
renden Gesamtsystems, und zwar jeweils unter den Bedin-
gungen des normalen Fahrbetriebs im gesamten Unionsge-
biet. Ob die Grenzwerte unter den Bedingungen des Neuen 
Europäischen Fahrzyklus (NEFZ) auch bei veränderter Funkti-
on eingehalten würden, was die Beklagte unter dem Gesichts-
punkt der mangelnden Grenzwertkausalität geltend macht, 
ist hingegen mit Rücksicht auf den Wortlaut des Art. 3 Nr. 10 
der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 nicht von Bedeutung. Die 
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Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV auf den Erfahrungs-
satz stützen, dass er den Kaufvertrag zu diesem Kaufpreis nicht 
geschlossen hätte (vgl. zum „kleinen“ Schadensersatz BGH,  
Urteil vom 6. Juli 2021 – VI ZR 40/20, BGHZ 230, 224 Rn. 21). 

Für die Anwendung eines solchen Erfahrungssatzes ist nicht 
von Bedeutung, ob dem Käufer bei dem Erwerb des Kraftfahr-
zeugs die vom Fahrzeughersteller ausgegebene unzutreffende 
Übereinstimmungsbescheinigung vorgelegen und ob er von 
deren Inhalt Kenntnis genommen hat. Denn erwirbt ein Käu-
fer ein zugelassenes oder zulassungsfähiges Fahrzeug auch zur 
Nutzung im Straßenverkehr, wird er regelmäßig darauf ver-
trauen, dass die Zulassungsvoraussetzungen, zu denen nach 
§ 6 Abs. 3 Satz 1 FZV die Übereinstimmungsbescheinigung 
gehört, vorliegen und dass außerdem keine ihn einschränken-
den Maßnahmen nach § 5 Abs. 1 FZV mit Rücksicht auf unzu-
lässige Abschalteinrichtungen erfolgen können. Auch ohne 
Kenntnisnahme der vom Fahrzeughersteller ausgegebenen 
Übereinstimmungsbescheinigung geht der Käufer typischer-
weise davon aus, dass der Hersteller für das erworbene Fahr-
zeug eine Übereinstimmungsbescheinigung ausgegeben hat 
und dass diese die gesetzlich vorgesehene Übereinstimmung 
mit allen maßgebenden Rechtsakten richtig ausweist. 

Hat der Fahrzeughersteller sein Verhalten vor dem Abschluss 
des konkreten Erwerbsgeschäfts, das wie in den Fällen ei-
ner sittenwidrigen vorsätzlichen Schädigung das gesetzliche 
Schuldverhältnis nach § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit  
§ 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV erst begründet (vgl. zu § 826 BGB 
nur BGH, Urteil vom 30. Juli 2020 – VI ZR 5/20, NJW 2020, 
2798 Rn. 31), allerdings dahin geändert, dass er die Ausrüs-
tung der Fahrzeuge mit Motoren einer dem erworbenen 
Fahrzeug entsprechenden Baureihe mit einer unzulässigen 
Abschalteinrichtung in einer Art und Weise bekannt gege-
ben hat, die einem objektiven Dritten die mit dem Kauf eines 
solchen Kraftfahrzeugs verbundenen Risiken verdeutlichen 
muss, kann die Verhaltensänderung die Anwendung des Er-
fahrungssatzes in Frage stellen. Dies darzulegen und zu be-
weisen ist wiederum Sache des Fahrzeugherstellers.  

4. Bei der Prüfung, ob die Beklagte schuldhaft gehandelt hat, 
wird das Berufungsgericht folgende Erwägungen zum Aus-
gangspunkt zu nehmen haben:  

a) Zwar trifft hinsichtlich des Verschuldens als anspruchsbe-
gründender Voraussetzung gemäß § 823 Abs. 2 BGB gewöhnlich 
den Anspruchsteller die Darlegungs- und Beweislast (BGH, Ur-
teil vom 13. Dezember 1984 – III ZR 20/83, NJW 1985, 1774, 1775 
mwN). Jedoch muss derjenige, der objektiv ein Schutzgesetz 
verletzt hat, Umstände darlegen und erforderlichenfalls be-
weisen, die geeignet sind, die daraus folgende Annahme seines 
Verschuldens in Form einer Fahrlässigkeit auszuräumen. In-
sofern besteht eine von der objektiven Schutzgesetzverletzung 
ausgehende Verschuldensvermutung (BGH, Urteil vom 3. Mai 
2016 – II ZR 311/14, NJW 2017, 886 Rn. 16; vgl. auch BGH, Urteil 
vom 21. Dezember 1955 – VI ZR 280/54, VersR 1956, 190, 191; Ur-
teil vom 27. Januar 1959 – VI ZR 30/58, VersR 1959, 277, 278; Ur-
teil vom 4. April 1967 – VI ZR 98/65, VersR 1967, 685; Urteil vom 

Prüfung im NEFZ lässt nur in Bezug auf die dabei wirksamen 
Emissionskontrollsysteme Prognosen für den gewöhnlichen 
Fahrbetrieb zu und auch das nur dann, wenn die Wirksamkeit 
der betreffenden Systeme im gewöhnlichen Fahrbetrieb nicht 
verringert wird. Art. 3 Nr. 10 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 
knüpft an die Verringerung der Wirksamkeit des Emissions-
kontrollsystems in seiner Gesamtheit an und nicht an die 
Einhaltung der Grenzwerte im NEFZ. Das gilt ohne Rücksicht 
auf die jeweils eingesetzten Technologien (vgl. EuGH, Urteil 
vom 8. November 2022 – C-873/19, NJW 2022, 3769 Rn. 92).
 
b) Es ist Sache des Tatrichters, Feststellungen zu den nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs maßgebenden Umständen 
entweder aufgrund nicht streitigen Tatsachenvortrags der 
Parteien oder gestützt auf eine § 286 Abs. 1 Satz 1 ZPO entspre-
chende Würdigung zu treffen.  

Nach allgemeinen Regeln trifft die Darlegungs- und Beweislast 
für das Vorliegen einer Abschalteinrichtung als solcher im Sin-
ne der Art. 3 Nr. 10, Art. 5 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
715/2007 den Kläger als Anspruchsteller, weil es sich um einen 
anspruchsbegründenden Umstand handelt (vgl. BGH, Urteil 
vom 25. Mai 2020 – VI ZR 252/19, BGHZ 225, 316 Rn. 35; Urteil 
vom 28. September 2021 – VI ZR 29/20, VersR 2022, 63 Rn. 15, 
jeweils zu § 826 BGB). Der Kläger muss Tatsachen vortragen, die 
in Verbindung mit Art. 5 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
715/2007 geeignet und erforderlich sind, den geltend gemach-
ten Schadensersatzanspruch zu rechtfertigen, ohne allerdings 
seinen Tatsachenvortrag durch die Angaben weiterer Einzel-
heiten substantiieren zu müssen (BGH, Urteil vom 8. Dezember 
2021 – VIII ZR 280/20, NJW 2022, 935 Rn. 17 mwN zur st. Rspr.). 
Die Anforderungen an den Tatsachenvortrag des Klägers zum 
Vorhandensein einer Abschalteinrichtung dürfen dabei nicht 
überspannt werden. Der Kläger darf aber nicht willkürlich, aufs 
Geratewohl und ohne greifbare Anhaltspunkte Behauptun-
gen aufstellen (vgl. entsprechend zu § 826 BGB nur BGH, Urteil 
vom 13. Juli 2021 – VI ZR 128/20, VersR 2021, 1252 Rn. 20 ff.; Be-
schluss vom 4. Mai 2022 – VII ZR 733/21, juris Rn. 20 f.). 

Der Beklagten als Anspruchsgegnerin obliegt dagegen die 
Darlegungs- und Beweislast dafür, dass eine festgestellte Ab-
schalteinrichtung zulässig ist. Das ergibt sich aus dem Regel-
Ausnahme-Verhältnis des Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2007, weil die Verwendung einer Abschalteinrichtung 
nach Art. 5 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 
grundsätzlich unzulässig und nur unter den besonderen Vo-
raussetzungen des Art. 5 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2007 ausnahmsweise zulässig ist. Seiner Darlegungs- 
und Beweislast genügt der Fahrzeughersteller nicht, wenn 
er pauschal vorbringt, in dem Fahrzeug sei keine unzulässi-
ge Abschalteinrichtung verbaut. Denn damit lässt er offen, 
ob die behauptete Abschalteinrichtung vorhanden ist, und 
beschränkt sich auf eine ohne weiteres nicht überprüfbare 
rechtliche Würdigung in Bezug auf Art. 5 Abs. 2 Satz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 715/2007.  

3. Zur Erwerbskausalität kann sich der Kläger als Anspruchsteller 
bei der Inanspruchnahme der Beklagten nach § 823 Abs. 2 BGB in 
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12. März 1968 – VI ZR 178/66, NJW 1968, 1279, 1281; Urteil vom 
26. November 1968 – VI ZR 212/66, BGHZ 51, 91, 103 f.; Urteil 
vom 13. Dezember 1984, aaO; Urteil vom 19. November 1991 – VI 
ZR 171/91, BGHZ 116, 104, 114 f.; Urteil vom 28. März 2006 – VI 
ZR 46/05, NJW 2006, 1589 Rn. 22). Dementsprechend muss der 
Fahrzeughersteller, wenn er eine Übereinstimmungsbeschei-
nigung trotz der Verwendung einer unzulässigen Abschaltein-
richtung ausgegeben und dadurch § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV 
verletzt hat, Umstände darlegen und beweisen, die sein Verhal-
ten ausnahmsweise nicht als fahrlässig erscheinen lassen. 

Der Verschuldensvermutung steht nicht der Einwand entge-
gen, dass § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV das geforderte Verhalten 
nicht hinreichend konkret umschrieben, sondern sich auf das 
Verbot eines bestimmten Verletzungserfolgs beschränkten. 
Richtig ist zwar, dass der Bundesgerichtshof unter solchen 
Voraussetzungen die Anwendbarkeit der Verschuldensver-
mutung schon verneint hat (vgl. BGH, Urteil vom 19. No-
vember 1991 – VI ZR 171/91, BGHZ 116, 104, 115 mwN; Münch-
KommBGB/Wagner, 8. Aufl. 2020, § 823 Rn. 619). Das mit § 6 
Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV verbundene und letztlich auf Art. 3 
Nr. 10, Art. 5 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 be-
ruhende Verbot ist jedoch hinreichend konkret. Dabei ist nicht 
die Rechtsauffassung des KBA von der Bedeutung der Art. 3 Nr. 
10, Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 maßgebend, 
sondern das an der Systematik des Art. 5 Abs. 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 715/2007 orientierte Normverständnis, nach dem Ab-
schalteinrichtungen nur ausnahmsweise und unter engen 
Voraussetzungen zulässig sein können (vgl. hierzu EuGH, Ur-
teile vom 14. Juli 2022 – C-128/20, NJW 2022, 2605; – C-134/20, 
EuZW 2022, 1073; – C-145/20, EuZW 2022, 1080).  

b) Weil auch das gesetzliche Schuldverhältnis gemäß § 823 
Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV erst 
mit dem Abschluss des Kaufvertrags über das mit einer un-
zulässigen Abschalteinrichtung versehene Fahrzeug entsteht 
(vgl. zum Zeitpunkt der Entstehung des gesetzlichen Schuld-
verhältnisses BGH, Urteil vom 30. Juli 2020 – VI ZR 5/20, NJW 
2020, 2798 Rn. 31), muss der Vorwurf einer zumindest fahr-
lässigen Inverkehrgabe einer unzutreffenden Übereinstim-
mungsbescheinigung für diesen Zeitpunkt widerlegt werden. 
Hat der Fahrzeughersteller die Verwendung einer unzulässi-
gen Abschalteinrichtung in einer Art und Weise bekanntgege-
ben, die eine allgemeine Kenntnisnahme erwarten lässt, und 
hat er eine Beseitigung der betreffenden Abschalteinrichtung 
allgemein, d.h. insbesondere nicht nur für neue, sondern 
auch für gebrauchte Kraftfahrzeuge veranlasst, kann ihm un-
ter Umständen der Vorwurf einer fahrlässigen Schädigung 
solcher Käufer nicht mehr gemacht werden, die ein Fahrzeug 
nach der Verhaltensänderung des Herstellers gekauft haben. 
 
c) Sollte sich die Beklagte zu ihrer Entlastung auf einen unver-
meidbaren Verbotsirrtum im Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
des Klägers berufen, wird das Berufungsgericht von folgen-
den Grundsätzen auszugehen haben: 
 
aa) Der Fahrzeughersteller, der sich unter Berufung auf einen 
unvermeidbaren Verbotsirrtum entlasten will, muss sowohl 

den Verbotsirrtum als solchen als auch die Unvermeidbarkeit 
des Verbotsirrtums konkret darlegen und beweisen. Nur ein 
auch bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
unvermeidbarer Verbotsirrtum kann entlastend wirken (BGH, 
Urteil vom 11. Januar 1984 – VIII ZR 255/82, BGHZ 89, 296, 302 
f.; Urteil vom 12. Mai 1992 – VI ZR 257/91, BGHZ 118, 201, 208; 
Urteil vom 3. Juni 2014 – XI ZR 147/12, BGHZ 201, 310 Rn. 24; 
Urteil vom 16. Mai 2017 – VI ZR 266/16, NJW 2017, 2463 Rn. 18; 
Beschluss vom 29. Juni 2010 – XI ZR 308/09, NJW 2010, 2339 
Rn. 3; Beschluss vom 19. Juli 2011 – XI ZR 191/10, NJW 2011, 
3229 Rn. 12). Ein entlastend wirkender Verbotsirrtum kann 
vorliegen, wenn der Schädiger die Rechtslage unter Einbe-
ziehung der höchstrichterlichen Rechtsprechung sorgfältig 
geprüft hat und er bei Anwendung der im Verkehr erforder-
lichen Sorgfalt mit einer anderen Beurteilung durch die Ge-
richte nicht zu rechnen brauchte (BGH, Urteil vom 12. Juli 
2006 – X ZR 157/05, NJW 2006, 3271 Rn. 19; Urteil vom 11. April 
2012 – XII ZR 48/10, WuM 2012, 323 Rn. 31; Urteil vom 30. April 
2014 – VIII ZR 103/13, NJW 2014, 2720 Rn. 23).  

bb) Den Nachweis der Unvermeidbarkeit eines konkret dar-
gelegten und im Falle des Bestreitens des Geschädigten nach-
gewiesenen Verbotsirrtums kann der Fahrzeughersteller zum 
einen mittels einer tatsächlich erteilten EG-Typgenehmigung 
führen, wenn diese EG-Typgenehmigung die verwendete un-
zulässige Abschalteinrichtung in allen ihren nach Art. 5 Abs. 2 
der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 maßgebenden Einzelheiten 
umfasst. Die EG-Typgenehmigung muss sich dann allerdings 
auf die Abschalteinrichtung in ihrer konkreten Ausführung 
und auch unter Berücksichtigung festgestellter Kombinatio-
nen von Abschalteinrichtungen erstrecken.  

cc) Gelingt der Nachweis auf diesem Wege nicht, kann der 
Fahrzeughersteller zu seiner Entlastung zum anderen darle-
gen und erforderlichenfalls nachweisen, seine Rechtsauffas-
sung von Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 wäre 
bei entsprechender Nachfrage von der für die EG-Typgeneh-
migung oder für anschließende Maßnahmen zuständigen Be-
hörde bestätigt worden (hypothetische Genehmigung). Steht 
fest, dass eine ausreichende Erkundigung des einem Verbots-
irrtum unterliegenden Schädigers dessen Fehlvorstellung 
bestätigt hätte, scheidet eine Haftung nach § 823 Abs. 2 BGB 
infolge eines unvermeidbaren Verbotsirrtums auch dann aus, 
wenn der Schädiger eine entsprechende Erkundigung nicht 
eingeholt hat (BGH, Urteil vom 27. Juni 2017 – VI ZR 424/16, 
NJW-RR 2017, 1004 Rn. 16). 

Eine Entlastung auf dieser Grundlage setzt allerdings voraus, 
dass der Fahrzeughersteller nicht nur allgemein darlegt, dass 
die Behörde Abschalteinrichtungen der verwendeten Art ge-
nehmigt hätte, sondern dass ihm dies auch unter Berücksich-
tigung der konkret verwendeten Abschalteinrichtung in allen 
für die Beurteilung nach Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG)  
Nr. 715/2007 maßgebenden Einzelheiten gelingt. Haben meh-
rere Abschalteinrichtungen Verwendung gefunden, muss der  
Tatrichter die Einzelheiten der konkret verwendeten Kombi-
nation für die Frage einer hypothetischen Genehmigung in 
den Blick nehmen. 
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Auf das Bestehen einer entsprechenden Verwaltungspraxis 
kommt es dabei nicht maßgeblich an (anders Gsell/Mehring, 
NJW 2023, 1099 Rn. 8). Die Grundsätze der hypothetischen 
Genehmigung gelten mit Rücksicht auf ihren Sinn und Zweck 
auch, wenn der Fahrzeughersteller eine hypothetische Ge-
nehmigung bezogen auf den konkreten Motor einer be-
stimmten Baureihe nachweist. Neben anderen Indizien kann 
allerdings aufgrund einer bestimmten, hinreichend konkre-
ten Verwaltungspraxis gemäß § 286 Abs. 1 ZPO auf eine hypo-
thetische Genehmigung geschlossen werden. 

dd) Stützt sich der in Anspruch genommene Hersteller für 
die Unvermeidbarkeit seines Verbotsirrtums dagegen nicht 
auf eine tatsächliche oder hypothetische Genehmigung der 
für die EG-Typgenehmigung oder für anschließende Maß-
nahmen zuständigen Behörde, sondern auf den eingeholten 
Rechtsrat eines unabhängigen, für die hier zu klärenden Fra-
gen fachlich qualifizierten Berufsträgers (vgl. BGH, Urteil vom 
14. Mai 2007 – II ZR 48/06, NJW 2007, 2118 Rn. 16), setzt die 
Entlastung über die genannten persönlichen Voraussetzun-
gen des Hinzugezogenen hinaus voraus, dass dem Berater der 
relevante Sachverhalt umfassend mitgeteilt worden ist und 
die erteilte Auskunft einer Plausibilitätskontrolle standhält 
(vgl. BGH, Urteil vom 14. Mai 2007, aaO, Rn. 18; Beschluss vom 
29. Juli 2014 – II ZB 1/12, WM 2014, 2040 Rn. 77 mwN). 

ee) Beruft sich der Fahrzeughersteller weder auf eine tat-
sächliche oder hypothetische Genehmigung der zuständi-
gen Behörde noch auf einen externen qualifizierten Rechts-
rat, sondern auf selbst angestellte Erwägungen, ist ihm eine 
Entlastung verwehrt, wenn mit Rücksicht auf die konkret 
verwendete Abschalteinrichtung eine nicht im Sinne des 
Fahrzeugherstellers geklärte Rechtslage hinreichend An-
lass zur Einholung eines Rechtsrats bot (vgl. BGH, Urteil 
vom 28. April 2015 – II ZR 63/14, NJW-RR 2015, 988 Rn. 28; 
Beschluss vom 29. Juli 2014 – II ZB 1/12, WM 2014, 2040 Rn. 
77; Gsell/Mehring, NJW 2023, 1099 Rn. 7). Ebenso scheitert 
eine Entlastung, wenn sich der Hersteller mit Rücksicht auf 
eine nicht in seinem Sinn geklärte Rechtslage erkennbar in  
einem rechtlichen Grenzbereich bewegte, schon deshalb 
eine abweichende rechtliche Beurteilung seines Vorgehens 
in Betracht ziehen und von der eventuell rechtswidrigen  
Verwendung der Abschalteinrichtung absehen musste (BGH, 
Urteil vom 30. April 2014 – VIII ZR 103/13, NJW 2014, 2720 Rn. 
24; Urteil vom 11. Juni 2014 – VIII ZR 349/13, NJW 2014, 2717 
Rn. 36). 

ff) Eine Entlastung ohne Rücksicht auf die aus den vorste-
henden Erwägungen folgenden Sorgfaltspflichten, etwa 
mit Rücksicht auf den Umstand, dass der Verwendung von 
Thermofenstern ein allgemeiner Industriestandard zugrun-
de lag (so Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Urteil 
vom 29. März 2023 – 12 U 119/22, juris Rn. 100 ff.) oder dass 
nach den vom Berufungsgericht zitierten Angaben des KBA 
jedes Kraftfahrzeug mit einem Dieselmotor mit einer Abgas-
rückführung über ein Thermofenster verfügt, kommt dage-
gen nach dem gesetzlichen Fahrlässigkeitsmaßstab nicht in 
Betracht.  

5. Bei der Ermittlung der gemäß § 287 Abs. 1 ZPO festzustellen-
den Höhe des Differenzschadens wird das Berufungsgericht 
von Folgendem auszugehen haben:  

a) Nach § 287 Abs. 1 Satz 1 ZPO hat der Tatrichter die Höhe des 
Schadens unter Würdigung aller Umstände nach freier Über-
zeugung zu schätzen. Mit der Einräumung der Befugnis der 
Schadensschätzung nimmt das Gesetz in Kauf, dass das Er-
gebnis der Schätzung die Wirklichkeit nicht vollständig abbil-
det, solange sie nur möglichst nahe an diese heranführt. Da-
bei unterliegt die Schadensschätzung, die der Tatrichter nach 
freiem Ermessen vorzunehmen hat, nur einer beschränkten 
Nachprüfung durch das Revisionsgericht. Revisionsrechtlich 
überprüfbar ist lediglich, ob der Tatrichter Rechtsgrundsätze 
der Schadensbemessung verkannt, wesentliche Bemessungs-
faktoren außer Acht gelassen oder seiner Schätzung unrichti-
ge Maßstäbe zugrunde gelegt hat. Der Tatrichter muss bei der 
Ausübung seines Ermessens alle wesentlichen Gesichtspunk-
te, die Erfahrungssätze und die Denkgesetze beachtet haben 
(BGH, Urteil vom 10. Juli 1984 – VI ZR 262/82, BGHZ 92, 85, 86 
f.; Urteil vom 18. Februar 1993 – III ZR 23/92, NJW-RR 1993, 795 
f. mwN). 

b) Die Schätzung des Differenzschadens unterliegt in den 
Fällen des Vertrauens eines Käufers auf die Richtigkeit der 
Übereinstimmungsbescheinigung bei Erwerb eines mit ei-
ner unzulässigen Abschalteinrichtung versehenen Kraftfahr-
zeugs unionsrechtlichen Vorgaben. Denn der Gerichtshof 
hat festgehalten, dass die vorzusehenden Sanktionen nach 
Art. 46 der Richtlinie 2007/46/EG und Art. 13 Abs. 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 715/2007 wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein müssen und dass nationale Vorschriften 
dem Käufer die Erlangung eines angemessenen Schadenser-
satzes nicht praktisch unmöglich machen oder übermäßig er-
schweren dürfen (EuGH, Urteil vom 21. März 2023 – C-100/21, 
NJW 2023, 1111 Rn. 90 und 93). Daraus ergeben sich Vorgaben 
des Unionsrechts für die Anwendung des nationalen Rechts 
sowohl in Bezug auf die Untergrenze als auch auf die Ober-
grenze des nach § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1, 
§ 27 Abs. 1 EG-FGV zu gewährenden Schadensersatzes, die das 
Schätzungsermessen innerhalb einer Bandbreite zwischen 
5% und 15% des gezahlten Kaufpreises rechtlich begrenzen.  

Der geschätzte Schaden kann aus Gründen unionsrechtlicher 
Effektivität nicht geringer sein als 5% des gezahlten Kaufprei-
ses. Anderenfalls wäre die Sanktionierung eines auch bloß 
fahrlässigen Verstoßes gegen Art. 5 Abs. 2 Satz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 715/2007 im Hinblick auf die Förderung der 
unionsrechtlichen Ziele wegen ihrer Geringfügigkeit nicht 
hinreichend wirksam. Die Schadensschätzung muss zu ei-
ner auch der Höhe nach für den Fahrzeughersteller fühlbaren 
Sanktion führen. Fühlbar in diesem Sinne ist die Sanktion 
allerdings nicht erst dann, wenn der zuerkannte Schadens-
ersatz für sich betrachtet geeignet ist, eine Verhaltensände-
rung zu bewirken. Das wäre mit Blick auf den Umfang der 
Geschäftstätigkeit der Hersteller einerseits und den in einem 
einzelnen Fall maximal in Frage kommenden Schadensbetrag 
andererseits kaum zu erreichen. Vielmehr genügt es, wenn 
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einerseits jede Sanktion für sich betrachtet gemessen an dem 
mit dem Rechtsgeschäft verbundenen Ertrag des Herstellers 
mit einer nicht ganz unerheblichen Einbuße verbunden ist 
und andererseits die Sanktionen wegen einer Vielzahl von 
Rechtsverstößen in ihrer Gesamtheit eine Verhaltensände-
rung im Sinne der Einhaltung aller Rechtsakte bewirken kön-
nen. Das ist bei einer unteren Bemessungsgrenze des Scha-
densersatzes auf 5% des gezahlten Kaufpreises der Fall.
  
Ein allein nach § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 
1, § 27 Abs. 1 EG-FGV und nicht auch nach §§ 826, 31 BGB ge-
schuldeter Schadensersatz kann umgekehrt aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit nicht höher sein als 15% des gezahlten 
Kaufpreises. Die Haftung nach § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung 
mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV umfasst Fälle objektiv ver-
gleichsweise geringfügiger Rechtsverstöße, die der Gesetzge-
ber lediglich als Ordnungswidrigkeit eingeordnet hat. Hinzu 
kommt, dass die Haftung gemäß § 823 Abs. 2 BGB in Verbin-
dung mit § 6 Abs. 1, § 27 Abs. 1 EG-FGV den Fahrzeughersteller 
bezogen auf ein einzelnes Kraftfahrzeug im Falle der mehr-
fachen Veräußerung mehrfach trifft, so dass ein Kumulie-
rungseffekt eintreten kann. Denn die Haftung nach § 823 Abs. 
2 BGB trifft den Fahrzeughersteller auch in anderen Fällen als 
denjenigen einer sittenwidrigen vorsätzlichen Schädigung 
nicht nur im Verhältnis zum Neuwagenkäufer, sondern im 
Verhältnis zu jedem späteren Käufer des Kraftfahrzeugs als 
Gebrauchtwagen.  

c) Bei der Schätzung des Schadens innerhalb eines Rahmens 
zwischen 5% und 15% hat der Tatrichter bei der Bestimmung 
des objektiven Werts des Fahrzeugs im Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses die mit der Verwendung einer unzulässigen 
Abschalteinrichtung verbundenen Nachteile, insbesondere 
das Risiko behördlicher Anordnungen, zu berücksichtigen 
(vgl. BGH, Urteil vom 6. Juli 2021 – VI ZR 40/20, BGHZ 230, 224 
Rn. 24). Weiter hat er den Umfang in Betracht kommender 
Betriebsbeschränkungen und die Eintrittswahrscheinlichkeit 
solcher Beschränkungen mit Rücksicht auf die Einzelfallum-
stände in den Blick zu nehmen. Maßgebend ist dabei eine auf 
den Zeitpunkt des Vertragsschlusses bezogene Betrachtung.
 
Über diese originär schadensrechtlichen Gesichtspunkte hin-
aus hat der Tatrichter das Gewicht des der Haftung zugrunde 
liegenden konkreten Rechtsverstoßes für das unionsrechtli-
che Ziel der Einhaltung gewisser Emissionsgrenzwerte sowie 
den Grad des Verschuldens nach Maßgabe der Umstände des 
zu beurteilenden Einzelfalls zu bewerten, um so dem Gebot 
einer verhältnismäßigen Sanktionierung auch bezogen auf 
den zu würdigenden Einzelfall Rechnung zu tragen. 

Zur Einholung eines Sachverständigengutachtens ist der  
Tatrichter bei seiner Schätzung innerhalb des genannten Rah-
mens nicht gehalten (vgl. BGH, Urteil vom 23. März 2021 – VI 
ZR 3/20, NJW-RR 2021, 1534 Rn. 11; Urteil vom 27. April 2021 – 
VI ZR 812/20, NJW-RR 2021, 1388 Rn. 18). 

d) Für die Schätzung des Tatrichters ist Vortrag der Parteien 
dazu ohne Relevanz, die Verkaufspreise von Kraftfahrzeugen 
der betroffenen Baureihen seien entweder tatsächlich nicht 
mit Rücksicht auf die Verwendung unzulässiger Abschalt-
einrichtungen gesunken oder der Schaden belaufe sich im 
konkreten Fall auf weniger als 5% oder mehr als 15% des ge-
zahlten Kaufpreises. Entsprechende Behauptungen sind, weil 
die Grundsätze der Effektivität auf der einen und der Verhält-
nismäßigkeit auf der anderen Seite den Ausgleich eines Dif-
ferenzschadens aus Rechtsgründen begrenzen, unerheblich 
und können eine Beweisaufnahme durch Einholung eines 
Sachverständigengutachtens nicht rechtfertigen.  

e) Dass für die Schätzung des Differenzschadens auf den Zeit-
punkt des Vertragsschlusses abzustellen ist, schließt eine 
schadensmindernde Berücksichtigung später eintretender 
Umstände im Wege der Vorteilsausgleichung, deren Vor-
aussetzungen der Fahrzeughersteller darzulegen und zu be-
weisen hat, allerdings nicht aus. Insofern gelten die in der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung entwickelten Maßstäbe 
zum „kleinen“ Schadensersatz nach § 826 BGB sinngemäß 
(vgl. BGH, Urteil vom 6. Juli 2021 – VI ZR 40/20, BGHZ 230, 
224 Rn. 23 f.; Urteil vom 24. Januar 2022 – VIa ZR 100/21, NJW-
RR 2022, 1033 Rn. 17). Nutzungsvorteile und der Restwert des 
Fahrzeugs sind erst dann und nur insoweit schadensmin-
dernd anzurechnen, als sie den Wert des Fahrzeugs bei Ab-
schluss des Kaufvertrags (gezahlter Kaufpreis abzüglich Dif-
ferenzschaden) übersteigen (vgl. BGH, Urteil vom 24. Januar 
2022, aaO, Rn. 22). Beruft sich der Fahrzeughersteller auf die 
nachträgliche Verbesserung des Fahrzeugs durch ein Soft-
ware-Update, kann damit eine Schadensminderung indessen 
nur verbunden sein, wenn und soweit das Software-Update 
die Gefahr von Betriebsbeschränkungen signifikant reduziert. 
Das wiederum kann nur dann der Fall sein, wenn es nicht sei-
nerseits eine unzulässige Abschalteinrichtung beinhaltet. Die 
Vorteilausgleichung kann der Gewährung auch eines Scha-
densersatzes aus § 823 Abs. 2 BGB entgegenstehen, wenn der 
Differenzschaden vollständig ausgeglichen ist.  
Der Schutz der unionsrechtlich gewährleisteten Rechte 
führt nicht zu einer ungerechtfertigten Bereicherung der 
Anspruchsberechtigten (EuGH, Urteil vom 21. März 2023 – 
C-100/21, NJW 2023, 1111 Rn. 94; vgl. schon BGH, Urteil vom 
10. Oktober 2022 – VIa ZR 542/21, VersR 2023, 192 Rn. 22). 

 

Menges    Möhring     Götz 
    Rensen    Vogt-Beheim 
 

Vorinstanzen: 
LG Osnabrück, Entscheidung vom 30.06.2021 – 5 O 203/21 –  
OLG Oldenburg, Entscheidung vom 29.09.2021 – 6 U 217/21 –  
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OLG SCHLESWIG: ZUR HAFTUNGSQUOTE 
FÜR DIE ZWEITKOLLISION, WENN SICH DIE 
GESCHWINDIGKEITSÜBERSCHREITUNG DES 
ERSTGESCHÄDIGTEN NUR AUF DIE ZWEIT-
KOLLISION URSÄCHLICH AUSGEWIRKT HAT 
(WEGEN DER ZEITLICHEN VERMEIDBARKEIT)

Amtliche Leitsätze:
1.  Allein der Umstand, dass die Geschwindigkeitsüberschrei-

tung bei der Beurteilung der Haftung für die Erstkollision 
– als hierfür nicht mitursächlich – außer Betracht bleiben 
muss, bedeutet nicht, dass sie für die Zweitkollision nicht 
nach den allgemeinen Grundsätzen der Haftungsverteilung 
zu berücksichtigen ist. Es bedarf dafür keineswegs eines 
erst nach der Erstkollision neu hinzugekommenen Ver-
ursachungsbeitrages, vielmehr genügt ein bereits vor der 
Erstkollision gesetzter Verursachungsbeitrag.

2.  Ein unfallursächliches Verschulden des Fahrzeugführers 
ist anzunehmen, wenn der Unfall bei Einhaltung der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit zwar nicht räumlich, wohl 
aber zeitlich vermeidbar gewesen wäre. Dies ist der Fall, 
wenn es dem Fahrer bei einer verkehrsordnungsgemäßen 
Fahrweise zwar nicht gelungen wäre, das Fahrzeug noch 
vor der späteren Unfallstelle zum Stehen zu bringen, wenn 
er den Pkw aber so stark hätte abbremsen können, dass 
dem Verletzten Zeit geblieben wäre, den Gefahrenbereich 
noch rechtzeitig zu verlassen.

3.  Die Annahme einer Haftungsquote (§ STVG § 17 StVG) von 
jeweils 50% für die Folgen der Zweitkollision ist gerecht-
fertigt. Die ohnehin gegenüber dem Pkw höhere Betriebsge-
fahr eines fast 36 t schweren Sattelzuges ist durch dessen 
erhebliche Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwin-
digkeit (§ STVO § 3 StVO; hier 75 – 78 km/h bei erlaubten 60 
km/h) deutlich erhöht. Dem steht der Verstoß des Erstschä-
digers gegen das Rechtsfahrgebot (§ STVO § 2 Abs. STVO  
§ 2 Absatz 2 StVO) gegenüber. Letzterer Verstoß war zwar das 
auslösende Ereignis für die Erstkollision, für die nachfol-
gende Zweitkollision und die dadurch verursachten Schä-
den sind jedoch beide Fahrzeughalter gleichermaßen ver-
antwortlich.

OLG Schleswig Hinweisbeschluss v. 24.01.2023 – 
7 U 148/22, BeckRS 2023, 14315

OLG SCHLESWIG: HWS-DISTORSION BEI 
GERINGER DIFFERENZGESCHWINDIGKEIT

Amtliche Leitsätze:
1.  Eine einfache HWS-Distorsion – ohne nachgewiesene län-

gerfristige Beschwerden und dauernde Schäden – ist mit 
einem gezahlten Schmerzensgeld in Höhe von 650,00 € an-
gemessen ausgeglichen.

2.  Für Fragen der unfallbedingten, individuellen Belastbarkeit 
und der konkreten körperlichen Beeinträchtigungen ist 
im Rahmen eines interdisziplinären Gutachtens nicht der 
technische, sondern der medizinische Gutachter zuständig.

3.  Unter Zugrundelegung der vom technischen Gutachter er-
mittelten kollisionsbedingten Geschwindigkeitsänderung 
(Fahrzeuglängsrichtung max. rd. 16,3 km/h; Fahrzeugquer-
richtung ca. 4,3 km/h) sowie der festgestellten biomecha-
nischen Belastungen (mittlere Verzögerung in Längsrich-
tung von maximal 4,1 g und mittlere Beschleunigung in 
Querrichtung von maximal 1,1 g) kann aus medizinischer 
Sicht eine Verletzungsmöglichkeit an der Halswirbelsäule 
sowie des Brustkorbes mit an Sicherheit grenzender bzw. 
überwiegender Wahrscheinlichkeit verneint werden. Eine 
Verletzungsmöglichkeit der Schulter (Rotatorenmanschet-
te) ist unter Berücksichtigung des Unfallmechanismus 
ebenfalls mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
auszuschließen.

Orientierungssatz:
Die Kombination aus geringer kollisionsbedingter Geschwin-
digkeitsänderung (hier max. 16,3 km/h in Längsrichtung) und 
niedriger biomechanischer Belastung (mittlere Verzögerung 
in Längsrichtung von maximal 4,1 g) schließt aus medizini-
scher Sicht eine Verletzungsmöglichkeit an der Halswirbel-
säule sowie des Brustkorbes mit an Sicherheit grenzender 
bzw. überwiegender Wahrscheinlichkeit aus.

OLG Schleswig Hinweisbeschluss v. 01.02.2023 – 
7 U 156/22, BeckRS 2023, 14317
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bereits durch den EuGH3 und das VG Schleswig4 für unzuläs-
sig erklärten Abschalteinrichtung in Form des Thermofens-
ters, geht das OLG Stuttgart von einem „unvermeidbaren Ver-
botsirrtum“ aus. Diese Wendung überrascht. Es sollte doch 
für einen Fahrzeugbauer erkennbar sein, dass Fahrzeugfunk-
tionen, die während der überwiegenden Fahrzeugnutzung 
nicht funktionieren, gegen gesetzliche Vorschriften verstoßen 
könnten. Das sollte eigentlich für einen Fahrlässigkeitsvor-
wurf ausreichen. Soweit sich das OLG darauf stützt, dass das 
Thermofenster durch das Kraftfahrtbundesamt genehmigt 
wurde, wäre es auch interessant zu erfahren, wie es zu dieser 
Entscheidung kam. Der ACE hatte diesbezüglich bereits die 
Frage nach der Rolle des Kraftfahrtbundesamts in der Abgas-
affäre gestellt.5 

Positiv hervorzuheben ist jedoch, dass während des Prozesses 
weitere Verdachtsmomente von illegalen Abschalteinrich-
tungen aufkamen. Dies führte zwar dazu, dass ein Anspruch 
dem Grunde nach bestehen könnte, jedoch aufgrund des an-
zurechnenden Nutzungsvorteils bleibt ein Schadensersatzan-
spruch nicht mehr bestehen.

Dieses Urteil ist ein Schlag ins Gesicht für betroffene Verbrau-
cher. Es stellt sich die Frage, ob dies das Ergebnis ist, das sich der 
EuGH oder der BGH bei ihren Entscheidungen vorgestellt haben.

ANMERKUNG ZU OLG STUTTGART 
24 U 1796/22, 24 U 2504/22, 24 U 116/23, 
24 U 2616/22 
Am 27.07.2023 berichtet Dr. Christian Rath für die Legal Tri-
bune Online¹ über die Verhandlung des OLG Stuttgart zu den 
Aktenzeichen 24 U 1796/22, 24 U 2504/22, 24 U 116/23, 24 U 
2616/22 vom 17.07.2023. Nach den Urteilen des BGH vom 
26.06.2023 hatte das OLG Stuttgart über Schadensersatzan-
sprüche wegen der Verwendung von Abschalteinrichtungen 
zu entscheiden.

Bereits das BGH-Urteil musste sich Kritik gefallen lassen, da 
es sich nicht zu einem großen Schadensersatz durchringen 
konnte, wie er z.B. in Österreich nach dem EuGH-Urteil aus-
gesprochen wurde. Vielmehr schlug der BGH einen neuen 
Weg ein und sah einen mittleren Schadensersatz als ange-
messen. Diese Entscheidung hatte der ACE bereits kritisiert, 
da zu befürchten war, dass die ausgeurteilte Entschädigungs-
leistung völlig unzureichend ist und für Verbraucher keine 
ausreichende Sicherheit bietet.2  

Es war bereits abzusehen, dass Autohersteller in den Instan-
zen vielleicht doch glimpflich wegkommen. Dies hat das OLG 
Stuttgart im Verhandlungstermin nun durch seine vorläufige 
rechtliche Einschätzung bestätigt. Bei der Verwendung der 

1    https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/olg-24u179622-stuttgart-thermofenster-diesel-abgas-abgasskandal-skandal-affaere-dieselaffaere-vw-mercedes-audi-
haftung-fahrlaessigkeit-eugh-bgh/ aufgerufen am 24.08.2023

2    https://presse.ace.de/pressemitteilungen/presse-detail/news/abgasskandal-ace-enttaeuscht-von-bgh-urteil-erwartungen-an-verbraucherschutz-nicht-erfuellt/ 
aufgerufen am 24.08.2023

3    Urteil vom 31.03.2023 zu Az. C-100/21, https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=271641&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&di
r=&occ=first&part=1&cid=2853393 aufgerufen am 24.08.2023

4    VG Schleswig Urt. v. 20.02.22, Az. 3 A 113/18 (nicht rechtskräftig)
5    https://presse.ace.de/pressemitteilungen/presse-detail/news/staatshaftung-denkbar-welche-rolle-spielt-das-kraftfahrtbundesamt-im-abgasskandal/  

aufgerufen am 24.08.2023
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